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1. Einleitung 
Die Gefahren, die von gewaltbereiten Fußballfans anlässlich von Sportgroß-
veranstaltungen ausgehen, beschäftigen Politik, Polizei und Ordnungsbehörden 
sowie die Sportverbände nicht erst seit den Vorbereitungen zur Fußball-
Weltmeisterschaft 2006 in Deutschland. Der tragische Fall des französischen 
Polizisten Daniel Nivel, dem bei Ausschreitungen am Rande der Fußball-Welt-
meisterschaft 1998 in Frankreich - unter anderem auch von deutschen Hooligans – 
schwerste Verletzungen zugefügt wurden, ist an dieser Stelle zu nennen.1 
Auch die jüngsten Vorkommnisse in der seit dem Korruptionsskandal der letzten 
Jahre ohnehin stark in den internationalen Fokus gerückten italienischen 
Profiligen werfen kein angenehmes Licht auf den internationalen Profifußball: 
Negativer Höhepunkt der Ereignisse der jüngste Zeit ist der tragische Tod von 
Gabriele Santi, eines Fans von Lazio Rom (Club der ersten italienischen Profiliga, 
der Serie A), der bei Ausschreitungen rivalisierender Fan-Gruppen an einer 
Autobahnraststätte in der Toskana im Vorfeld des Spiels Inter Mailand – Lazio 
Rom am 11. November 2007 von einem Querschläger aus der Waffe eines 
Polizisten getroffen wurde, der einen Warnschuss abgeben und zusammen mit 
seinen Kollegen eine Eskalation der Situation verhindern wollte.2  
Auch die italienische Polizei musste im Rahmen des Vorgehens gegen gewalt-
bereite Fußballfans bereits Verluste hinnehmen: Bereits am 2. Februar 2007 
wurde ein Polizist beim Derby der sizilianischen Fußballclubs Catania gegen 
Palermo von einem Wurfgeschoss gewaltbereiter Fans tödlich verletzt.3 
Der Tod von Gabriele Santi wurde indes von vielen gewaltbereiten Fans als Vor-
wand zum Verüben weiterer Gewalt in Fußballstadien und zum gewaltsamen Vor-
gehen gegen die Polizei genutzt. Der italienische Fußballverband hat daraufhin 
auf Druck der Sportministerin am 12.11.2007 eine vorübergehende Spielpause für 
die zweite italienische Profiliga, die Serie B, beschlossen. Die italienische 
Staatsanwaltschaft verfolgt die Taten von gewaltbereiten Fans mit nie da 
gewesener Härte. Durch gezielte und geplante Angriffe auf Polizeistationen sehen 
die Staatsanwälte den Tatbestand „terroristischer Aktionen“ erfüllt. Den 
Randalieren drohen Haftstrafen von fünf bis zehn Jahren.4 
2 
1 BT-Drs. 16/5218, 1 
2 Anlage 4, 1 
3
 Anlage 7, 7 
Deutschland ist leider auch keine Insel der Freude was Gewalt in Fußballstadien 
angeht. Vielmehr ist Gewalt im Rahmen von Sportgroßveranstaltungen - in all 
ihren Erscheinungsformen wie Hooligans oder auch Rechtsradikalismus - ein 
Problem, dem es jedes Wochenende aufs Neue, im Falle der Pokal-Wettbewerbe 
auch unter der Woche, zu begegnen gilt. Dabei ist zu erwähnen, dass sich das 
Problem der Gewalt in Fußballstadien in Deutschland nicht nur auf die Profiligen 
beschränkt: Allgemein ist auch eine zunehmende Verlagerung der Gewalt in die 
Amateurligen zu beobachten: So kam es in der Spielzeit 2006/2007 in der 
Oberliga Nord vermehrt zu gewalttätigen Auseinandersetzungen und rassistischen 
Anfeindungen gegenüber einzelnen Spielern.1 Auch einzelne Vereine der Oberliga 
Süd verfügen über ein gewaltgeneigtes Fan-Potential. So sind beispielsweise die 
Anhänger des ehemaligen Proficlubs Waldhof Mannheim besonders gefürchtet 
und erfordern bereits im Amateurbereich ein koordiniertes und effizientes 
Vorgehen von Polizei- und Sicherheitskräften vor Ort. Dies wurde beim 
Heimspiel des TSV Schwieberdingen gegen die Mannheimer unter anderem durch 
ein hohes Aufgebot an Polizeikräften und die Errichtung eines abgesicherten 
Bereichs mit separatem Eingang für die Fans von Waldhof Mannheim erreicht.2 
Der Fokus der Arbeit wird auf polizei- und ordnungsbehördlichen Maßnahmen 
und z.T. auch deren anschließende richterliche Kontrolle liegen, die im Rahmen 
von Bundesligaspielen, europäischen Vereinswettbewerben (UI-Cup, UEFA-Cup, 
Champions-League) und internationalen Großereignissen wie Europa- und 
Weltmeisterschaften durchgeführt wurden.  
Die Gefahren, die von deutschen, gewaltgeneigten Fans ausgehen können, ist 
nicht auf das Gebiet der Bundesrepublik beschränkt: Immer wenn gewaltbereite 
Fans ihren Clubs zu den Spiel der europäischen Ligen nachreisen, besteht die 
Gefahr der Verübung von Gewalttaten und anderen strafbewehrten Handlungen, 
welche stets dem Ansehen der Bundesrepublik schaden. Es darf nicht der 
Eindruck entstehen, dass nichts zur grenzüberschreitenden Unterbindung von 
Radikalismus und Vandalismus getan werde. 3  
Wie kann nun das Problem der Gewalt im Zusammenhang mit Sportgroß-
veranstaltungen gelöst werden? Beginnend mit Erläuterungen zu Entstehung, 
Wesen und der polizeilichen Erfassung gewaltbereiter Fans untersucht die Arbeit,  
3 
 
ob der Veranstalter einer Sportgroßveranstaltung prinzipiell verschiedene polizei- 
und ordnungsrechtliche Maßnahmen zur Absicherung des Ereignisses verlangen 
kann. Hierbei geht es also um die Frage, ob eine polizeiliche Handlungspflicht zur 
Abwehr von Gefahren am Rande eines Fußballspiels besteht und ob Maßnahmen 
zur Vorbeugung dieser Gefahren bereits vor Beginn einer solchen Veranstaltung 
verlangt werden können. Umgekehrt stellt sich die Frage, ob der Veranstalter 
Adressat einer Polizeiverfügung zur Abwehr von Gefahren, die von einer gewalt-
bereiten Minderheit ausgehen, sein kann. Dieser Frage wird im Folgenden nach-
gegangen, sowie die Möglichkeiten und Grenzen der Zusammenarbeit zwischen 
Polizei und Veranstalter im Vorfeld eines Sportgroßereignisses, erläutert. 
Danach wird zwischen Maßnahmen im Vorfeld von Sportgroßveranstaltungen, 
bei denen auch die Ordnungs- und Passbehörden in der Pflicht sind und 
Maßnahmen bei der Anreise zum Austragungsort sowie nach Ende der 
Veranstaltung, die vor allem dem Polizeivollzugsdienst in die Pflicht nehmen, 
unterschieden. 
Wie die nun folgenden Ausführungen zeigen werden, sind diese Maßnahmen zum 
Teil mit erheblichen Eingriffen in die Grundrechte der Betroffenen verbunden. 
Auch können friedliche Anhänger allein durch ihre räumliche Nähe zu 
gewaltbereiten Fans von polizeilichen Maßnahmen betroffen sein.  
Unter anderem mit diesen Problemen werden sich die nun folgenden 
Ausführungen beschäftigen. Obgleich der Schwerpunkt der Arbeit natürlich auf 
der Betrachtung polizeirechtlicher Probleme liegt, wird sich – zur Gewährleistung 
einer umfassenden Analyse des Problemkreises Gewalt in Fußballstadien - ein 
Abschnitt auch mit der Arbeit des DFB und den Vereinen der deutschen 
Profiligen zur Verhinderung von Gewalt im Fußballstadion beschäftigen. Hier 
werden insbesondere Maßnahmen untersucht, welche die Veranstalter zur 
Absicherung der WM 2006 in Deutschland durchgeführt haben. 
Die Arbeit schließt ab mit einem Fazit über die wichtigsten Erkenntnisse aus der 
Analyse soeben untersuchten Maßnahmen.  
Ferner wird ein kurzer Ausblick auf das Jahr 2008 gegeben, in welchem – 
insbesondere aufgrund der Fußball-Europameisterschaft - das Thema gewalt-
bereite Fußballfans ebenfalls eine Rolle spielen wird. 
4 
1 Deusch, Die Polizei 2006, 145; Deusch, 49 f. 
2
 BT-Drs. 14/3662, 2 
3 Arzt, Clemens, Die Polizei 2006, 156 (160) 
4
 Deusch, 51 
2. Erläuterungen 
2.1. Fankategorien 
In der Polizeipraxis werden die Stadionbesucher in drei unterschiedliche Fan-
Kategorien eingeteilt:  
Fans der Kategorie A gelten als friedlich und sportbegeistert und stellen deshalb 
in der Regel kein sicherheitstechnisches Problem dar. Ungefähr 80 % der 
Stadionbesucher können dieser Kategorie zugerechnet werden. Etwa 20 % der 
Fans sind der Kategorie B zuzuordnen und gelten als „konfliktgefährdet“. Sie 
kommen zwar nicht mit der Absicht ins Stadion, Gewalt auszuüben, tragen aber 
ein nicht zu unterschätzendes Gewaltpotential in sich. Viele von ihnen gehören 
zur sog. „Kutten-Szene“. Sie fallen durch ihre mit zahlreichen Vereinsemblemen 
versehen Jacken auf. Durch eine zumeist hohe emotionale Bindung an ihren 
Verein geht von dieser Fan-Kategorie ein erhebliches Gefahrenpotential aus, dass 
in der Regel noch durch Alkoholkonsum verstärkt wird. Nur etwa 1 % der 
Stadionbesuchern kann der Kategorie C zugeordnet werden. Sie sind von 
vornherein zu gewaltsamen Handlungen entschlossen. Daher ist auch umstritten, 
ob Fans der Kategorie C, unter welche die sog. Bomberjacken, Skinheads und 
andere gewalttätige Personen fallen, sich überhaupt für das Spielgeschehen 
interessieren, oder dieses nur als Bühne für die von ihnen aufgeführten 
Gewaltdarstellungen benötigen.1 
In der Saison 1998/1999 ging die Zentrale Informationsstelle Sporteinsätze im 
Bereich der 1. und 2. Bundesliga von ca. 4.400 Fans der Kategorie B und ca. 
2.600 der Kategorie C aus. 2 Für die Spielzeit 2003/2004 legte die ZIS folgende 
Zahlen vor: In der Kategorie B waren rund 6.500 Personen, in der Kategorie C 
rund 3.000 Personen registriert.3 Es ist eine insgesamt eine Zunahme zu 
beobachten. In den Regionalligen ist von insgesamt etwa 2.800 Fans mit 
vorhandenem Gewaltpotential auszugehen.  
Die ZIS wurde bereits 1992 durch einen Beschluss der Innenminister gegründet 
und dem LKA Nordrhein-Westfalen zugeordnet. Anhand von Daten, die durch 
Fragebögen an die Spielortbehörden und die Behörden des BGS erfasst werden, 
ermittelt die ZIS die aktuelle Zuschauersituation für jede Spielzeit. 4 Näheres zur 
Arbeit der ZIS wird in Abschnitt 2.3.2. dieser Arbeit geschildert. 
5 
1
 Deusch, 35 f. 
2 VGH BW, NJW 2000, 3658 (3659) 
3
 Deusch, 37 
2.2. Entstehung und Erscheinungsformen 
Gewalt im Rahmen von Fußballspielen ist so alt wie der Sport selbst. Bereits beim 
ersten historisch dokumentierten Vorläufer eines Fußballspieles im Jahre 1313 
kam es zu Gewalttätigkeiten. Daraufhin wurde durch den damaligen englischen 
König Edward II das Ballspiel vorübergehend verboten. Die damalige Spielweise 
war ohnehin um einiges brutaler als das Fußballspiel, das wir heute kennen und 
konnte für die beteiligten Akteure mitunter auch tödlich enden. 
Obgleich sich das Reglement zu Beginn des 20. Jahrhunderts den heutigen 
Verhältnissen angenährt hat, kam es in Deutschland in den zwanziger Jahren bei 
Fußballspielen regelmäßig zu Schlägereien zwischen den Zuschauern. Mit der 
Gründung der Bundesliga 1963 breiteten sich diese Gewalttätigkeiten auf das 
gesamte Bundesgebiet aus. Ende der 1970er und Anfang der 1980er Jahre wurde 
eine deutliche Zunahme gewalttätiger Ausschreitungen zwischen Anhängern 
gegnerischer Mannschaften festgestellt. Mitte der 1980er Jahre rückte das 
Problem des Hooliganismus in den Fokus, jener Splittergruppe von Fußballfans, 
die sich von den übrigen durch abweichende Normen und eigene Subkultur 
unterscheiden.1 
Bei Hooligans handelt es sich um Personengruppen, die Fußballspiele zum Anlass 
für gewalttätige Auseinandersetzungen nehmen und dabei auch schwere Straftaten 
wie z.B. Landfriedensbruch und Delikte gegen Leben, Gesundheit und Eigentum 
verüben. Das Verabreden von Auseinandersetzungen, oft weitab vom 
Veranstaltungsort, ist typisch für diese Personen. Konspiratives Verhalten ist 
somit kennzeichnend für den Hooliganismus.2  
Seit Ende der 1990er Jahren treten vermehrt sogenannte „Ultra-Gruppierungen“ 
auf. Hierbei handelt es sich um eine spezielle Gruppierungen innerhalb der 
Hooliganszene, die in Italien ihre Ursprünge hat und deren Anhänger mit 
aufwendigen „Stadion-Choreografien“ und Schlacht- und Stimmungsgesängen für 
mehr „Action“ im Stadion eintreten. Durch das Entzünden von bengalischen 
Feuern und Rauchkörpern stellen sie ein echtes Sicherheitsproblem dar.³  
Gewalt in Fußballstadien kann auch verbaler Natur sein: So kam es im Oktober 
2006 bereits im Vorfeld des Oberligaspiels Hallescher FC und Sachsen Leipzig II 
zu rassistischen Beleidigungen des Spielers Adebowale Ogungbure.
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Das es sich hierbei nicht um einen Einzelfall handelt, unterstreicht der Vorfall im 
Spiel FSV Zwickau – Chemnitzer FC (ebenfalls Oberliga). Zunächst wurden von 
beiden Lagern Feuerwerkskörper auf das Spielfeld gefeuert. Als es im Verlauf des 
Spiels noch zu rassistischen Anfeindungen der FSV-Anhänger gegen Spieler der 
Gäste kam, stand das Spiel in der 70. Minute kurz vor dem Abbruch. Der 
Schiedsrichter entschied sich allerdings, das Spiel nicht vorzeitig abzupfeifen.1 
 
2.3. Die Datei „Gewalttäter Sport“ 
2.3.1. Entstehung und Inhalt 
Bei der Datei „Gewalttäter Sport“ handelt es sich um eine sogenannte Verbund-
datei. Sie wird vom BKA als Zentralstelle geführt. Die Länder und die 
Bundespolizei können selbst direkt Daten speichern und abrufen. Bei ihnen liegt 
nach § 12 BKAG auch die datenschutzrechtliche Verantwortung. ² 
Gespeichert werden die Daten von Personen, gegen die im Zusammenhang mit 
Sportveranstaltungen wegen einschlägiger Straftaten ein Ermittlungsverfahren 
eingeleitet wurde oder die deswegen rechtskräftig verurteilt worden sind. 
Einschlägige Straftaten sind: 
- Straftaten unter Anwendung von Gewalt gegen Leib oder Leben oder 
fremde Sachen mit der Folge eines nicht unerheblichen Sachschadens 
- Gefährliche Eingriffe in den Verkehr (§§ 315 ff. StGB) 
- Störung öffentlicher Betriebe (§ 316 b StGB) 
- Verstöße gegen das Waffen- oder Sprengstoffgesetz 
- Landfriedensbruch (§ 125 ff. StGB 
- Hausfriedensbruch (§§ 123, 124 StGB) 
- Gefangenenbefreiung (§ 120 StGB) 
- Raub- und Diebstahlsdelikte Missbrauch von Notrufeinrichtungen 
- Handlungen nach § 27 des Versammlungsgesetzes 
Ebenfalls gespeichert werden die Daten von Personen, gegen welche die Polizei 
Personalienfeststellungen, Platzverweise und Ingewahrsamnahmen angeordnet 
hat. In beiden Fällen müssen bestimmte Tatsachen die Annahme rechtfertigen, 
dass sich die Personen auch künftig im Zusammenhang mit Straftaten von 
erheblicher Bedeutung beteiligen werden.³ 
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2.3.2. Datenerhebung durch die ZIS 
Wie bereits unter 2.1. kurz angedeutet, handelt es sich bei der ZIS in Düsseldorf 
um eine Spezialeinheit des LKA Nordrhein-Westfalen, die von szenekundigen 
Beamten mit polizeirelevanten Informationen zu Sportveranstaltungen versorgt 
wird. Zu diesem Zweck findet vor und nach jedem Spieltag ein reger 
Informationsaustausch über die Vorkommnisse, die sich eventuell am Rande der 
einzelnen Begegnungen ereignet haben, statt. Im Ergebnis werden für jeden 
einzelnen Clubs der 1. und 2. Bundesliga Vereinsbeschreibungen erstellt, die 
unter anderem polizeiliche Erkenntnisse über die jeweilige Fanszene, inklusive 
der Anzahl von Fans der Kategorien B und C enthält und das Verhältnis des 
Vereins zu anderen Mannschaften, also das eventuelle Bestehen von Fan-
Freundschaften oder –Feindschaften, darstellt. Bei internationalen Sportereignisse 
koordiniert die ZIS die Zusammenarbeit mit ausländischen Behörden.1 
 
2.3.3. Datenschutz 
Die Datenerhebung in der Datei „Gewalttäter Sport“ stellt einen Grundrechts-
eingriff dar, der seine Rechtsgrundlage – wie unter 2.3.1. erwähnt – im BKAG 
findet. In der Literatur gehen die Meinungen über die Rechtmäßigkeit der 
Errichtungsanordnung, auf welcher die Datei beruht, auseinander. Zum einen wird 
aus dem Fehlen einer nach § 7 Abs. 1 BKAG angeblich erforderlichen Rechts-
verordnung auf die Nichtigkeit der Errichtungsanordnung gefolgert, zum anderen 
wird § 34 BKAG als ausreichende Rechtsgrundlage für die Errichtungsanordnung 
gesehen.²  
Berücksichtigt man die ebenfalls unter 2.3.1. angesprochene erforderliche 
Prognose, wonach gerade in der Person des Betroffenen die Gefahr einer 
künftigen Begehung anlassbezogener Straftaten liegen muss, so ist die Daten-
speicherung durchaus vereinbar mit geltendem Polizeirecht.³ Allerdings kritisierte 
der Landesbeauftragte für Datenschutz des Landes Brandenburg in einem Bericht, 
der im Vorfeld der EM 2000 gefertigt wurde, dass die automatische Löschung von 
Daten, die in der Regel nach zwei Jahren erfolgt, durch ein laufendes 
staatsanwaltschaftliches Ermittlungsverfahren unterbrochen werde, da in der 
Praxis die Staatsanwaltschaften selten über den Ausgang eines Verfahrens 
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informieren würden. Da in der Regel auch der aktuelle Stand des Verfahrens nicht 
bei den Staatsanwaltschaften erfragt wird, werde die Speicherung der Daten trotz 
einer möglichen Verfahrenseinstellung aufgrund fehlender Anhaltspunkte 
aufrechterhalten. Er fordert daher, die staatsanwaltschaftliche Prüfung bei der 
Entscheidung über die weitere Datenverarbeitung dringend zu berücksichtigen.1 
In der Praxis können die Daten aus Ermittlungsverfahren durchaus zur Gefahren-
vorbeugung genutzt werden. So können beispielsweise Daten aus einem 
Ermittlungsverfahren wegen Hausfriedensbruchs aufgrund eines in der 
Vergangenheit missachteten Stadionverbots das Ergreifen präventiver Maß-
nahmen im Vorfeld künftiger Sportgroßereignisse rechtfertigen. Allerdings dürfen 
Daten, die im Rahmen der Gefahrenabwehr erhoben werden, nicht in einem 
Ermittlungsverfahren verwendet werden. So dürfen die bei einer eventuell auf der 
Anreise zum Veranstaltungsort durchgeführten Identitätsfeststellung erhoben 
Daten nicht zum Nachweis eines Verstoßes gegen ein Stadionverbot genutzt 
werden.² 
 
3. Pflicht zum Eingreifen aus polizeirechtlicher Sicht? 
Ungeachtet der in den vorangegangenen Ausführungen dargelegten Relevanz des 
Problems der Gewalt in Fußballstadion aus Sicht des Veranstalters und aller 
Beteiligten, werden im Folgenden die Gefahrenabwehr am Veranstaltungsort 
(3.1.) und präventive Maßnahmen im Vorfeld von Sportgroßveranstaltungen (3.2.) 
dahingehend untersucht, ob eine polizeiliches Eingreifen erforderlich ist und 
daher auch vom Veranstalter oder dem unbeteiligtem, friedlichem Fan verlangt 
werden kann. 
 
3.1. Pflicht zur Gefahrenabwehr? 
Hier geht es um die Frage, ob beispielsweise der unbeteiligte Fan, der in eine 
Hooligan-Schlägerei gerät oder der Ausrichter eines Sportgroßereignisses, dessen 
Stadion im Zuge von Hooligan-Ausschreitungen mutwillig demoliert wird, ein 
polizeiliches Einschreiten verlangen kann.3 
Die polizeiliche Gefahrenabwehrpflicht des Staates wird in den Polizeigesetzen 
der Bundesländer konkretisiert. Während in § 1 Abs. 1 PolG-BW die Pflicht zur 
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Gefahrenabwehr ihren Niederschlag findet, verlangt § 3 Abs. 1 PolG-BW, dass 
die hierzu erforderlichen Maßnahmen nach pflichtgemäßem Ermessen getroffen 
werden. Daraus ergibt sich, dass der unbeteiligte Fan oder der Ausrichter eines 
Fußballspiels ein subjektiv-öffentliches Recht darauf haben, dass seitens der 
Polizei die zur Gefahrenabwehr erforderlichen Maßnahmen getroffen werden 
(Entschließungsermessen) und diese auch zuvor ermessensfehlerfrei ausgewählt 
wurden (Auswahlermessen).1 
Obgleich ein gesetzlich eingeräumtes Ermessen der Exekutive grundsätzlich auch 
das Recht einräumt, nicht einzugreifen, wenn aus ihrer Sicht die Voraussetzungen 
für ein staatliches Handeln nicht gegeben sind, gibt es auch Fälle, in denen ein 
Nichteinschreiten schlechthin als ermessenfehlerhaft bezeichnet werden muss. 
Das sind die Fälle, in denen eine hohe Intensität der Gefahr das Entschließungs-
ermessen auf Null reduziert und somit höchstens noch ein Spielraum für die Art 
des Einschreitens (Auswahlermessen) verbleibt. In diesen Fällen verdichtet sich 
der Rechtsanspruch auf fehlerfreie Ermessensausübung zu einem Rechtsanspruch 
auf ein Einschreiten durch die Exekutive. 2 Da bei einem unbeteiligten Fan, der in 
eine Stadionschlägerei gerät, genauso wie beim Ausrichter des Ereignisses im 
Falle erheblicher Sachbeschädigungen im Zuge solcher Ausschreitungen, eine 
hohe Gefahrenintensität bejaht werden kann, haben diese einen Anspruch auf 
Einschreiten der zuständigen Behörden im Akutfall. 
 
3.2. Anspruch auf präventive polizeiliche Maßnahmen? 
Bei Maßnahmen im Vorfeld von Sportgroßveranstaltungen handelt es sich nicht 
um klassische Maßnahmen der Gefahrenabwehr. Durch die Aufgabenzuweisungs-
norm des § 1 Abs. 1 PolG-BW wird der Aufgabenbereich der Polizei zunächst – 
vorbehaltlich spezialgesetzlicher Regelungen - auf Maßnahmen zur Gefahren-
abwehr beschränkt. Für Maßnahmen zur Gefahrenabwehr dient die Aufgaben-
zuweisungsnorm des § 1 PolG-BW iVm. § 3 PolG-BW als Generalklausel 
gleichzeitig auch als Befugnisnorm, welche die Polizei zum Tätigwerden 
ermächtigt. 3 Polizeiliche Maßnahmen im Vorfeld von Sportgroßveranstaltungen 
sind Aufgaben der Gefahrenvorsorge. 4 Aus dem Wortlaut der Generalklausel 
lässt sich aber keine unmittelbare Ermächtigung für Vorfeldmaßnahmen ableiten.5
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Allerdings können polizeiliche Maßnahmen - nach herrschender Lehre -  auch im 
Vorfeld von Gefahrenlagen ergriffen werden. Darunter fallen auch Maßnamen im 
Bereich der Gefahrenvorsorge. Ferner wird in § 1 VwVPolG-BW klargestellt, 
dass – neben der vorbeugenden Bekämpfung von Straftaten – die Gefahren-
vorsorge ebenfalls von der polizeilichen Aufgabe der Gefahrenabwehr umfasst 
ist.1 Es besteht also grundsätzlich ein Anspruch auf polizeiliches Tätig werden 
bereits im Vorfeld von Sportgroßveranstaltungen.  
Hiervon zu trennen ist die Frage, ob ein Beteiligter an einer Sportgroß-
veranstaltung auch den Einsatz einer bestimmten polizeilichen Maßnahme oder 
das Bereitstellen einer bestimmten Menge von Polizeikräften verlangen kann.² Zur 
Klärung dieser Frage können zwei Urteile des VGH BW aus den Jahren 1980 und 
1981 herangezogen werden. In beiden Fällen sollte per Kostenbescheid auf 
Grundlage des inzwischen ersatzlos aufgehobenen § 81 Abs. 2 PolG-BW die teil-
weisen Kosten für den Einsatz auswärtiger Polizeibeamter auf den Veranstalter 
eines Pop-Konzertes abgewälzt werden. Obgleich es sich bei den beiden Urteilen 
jeweils um Entscheidungen über Klagen gegen einen Kostenbescheid - also um 
einen belasteten VA - handelte, lassen sich folgende Aussagen des Urteils auch 
für die hier zu untersuchende Fragestellung heranziehen: ³ 
In seinen Urteilen vom 15.9.1980 und 22.6.1981 hat der VGH BW ausgeführt, 
dass für einen Kostenersatz die Heranziehung zusätzlicher auswärtiger Kräfte für 
die Erfüllung der in § 1 PolG umschriebenen polizeilichen Aufgaben erforderlich 
sein muss. Die Frage nach Umfang und Dauer der Bereitstellung auswärtiger 
Kräfte unterliegt nur im eingeschränkten Maße der gerichtlichen Kontrolle. Dies 
gilt für die Beurteilung und Bewertung der Gefahren, für welche die den Einsatz 
planende und leitende Stelle auf eine Vielzahl prognostischer Annahmen 
zurückgreifen muss, sowie für die Prioritätensetzung für die Gefahrenabwehr und 
für die Frage, welche Kräfte bereitzustellen sind. Somit kann vom Gericht nur die 
Verfolgung unzulässiger Zwecke und die Festsetzung eines Kräftebedarfs, der 
offensichtlich übertrieben ist oder auf fehlerhaften rechtlichen oder taktischen 
Erwägungen beruht, gerügt werden. 4 
Die Polizei verfügt bei Maßnahmen zur Gefahrenvorbeugung also über einen 
erheblichen Ermessensspielraum.3 Das Ermessen kann nur nach Maßgabe des
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§ 114 VwGO überprüft werden. Die Planung des Einsatzes, insbesondere die 
Festlegung des Bedarfs an Polizeikräften, ist eine polizeitaktische 
Problemstellung, deren Lösung grundsätzlich der Polizei vorbehalten sein muss. 1 
Sollte allerdings bei der Ermessensüberprüfung im Rahmen des § 114 VwGO 
festgestellt werden, dass die Polizei bei der Einsatzplanung die Beurteilungs- und 
Ermessensspielräume überschritten hat, kann dies im Wege des einstweiligen 
Rechtsschutzes nach § 123 VwGO gerügt und so – noch vor Veranstaltungs-
beginn - eine erneute Bewertung des Sachverhalts durch die Behörde 
herbeigeführt werden.² 
Da aber – wie weiter oben ausgeführt – aufgrund des erheblichen Ermessenspiel-
raums der Polizei im Bereich der Gefahrenvorsorge nur ein übertriebener oder auf 
fehlerhaften rechtlichen und taktischen Erwägungen beruhender Kräfteeinsatz 
gerügt werden kann, ist die erneute behördliche Sachverhaltsbewertung im Wege 
des einstweiligen Rechtsschutzes vor Veranstaltungsbeginn eher der Ausnahm-
fall. Damit verbleibt die Aufgabe der Einsatzplanung im Rahmen der Gefahren-
vorsorge in den meisten Fällen bei der Polizei, der Veranstalter kann also in der 
Regel nicht den Einsatz einer bestimmten Maßnahme oder die Bereitstellung eines 
bestimmten Kontingents an Polizeikräften verlangen. 
 
 
4. Der Veranstalter als Adressat polizeilicher Maßnahmen 
Im Gegensatz zu der im vorherigen Kapitel untersuchten Fragestellung, ob der 
Veranstalter eine in seinem Sinne liegende polizeiliche Gefahrenabwehr 
verlangen kann, stellt sich umgekehrt die Frage, ob der Veranstalter seinerseits 
Adressat repressiver polizeilicher Maßnahmen sein kann. Dies könnte unter 
anderem dann der Fall sein, wenn polizeiliche Maßnahmen zum Schutz etwaiger 
Anwohner vor von einer Sportgroßveranstaltung ausgehenden Lärmbelästigungen 
getroffen werden oder etwa die An- und Abreise der Stadionbesucher aufgrund 
drohender Beeinträchtigungen des Straßenverkehrs geregelt werden muss.³ 
Dagegen muss die Störereigenschaft des Veranstalters – als Voraussetzung für 
eine Inanspruchnahme als Adressat polizeilicher Verfügungen - im Falle von Aus-
schreitungen einzelner Gewaltbereiter Fußballfans differenziert betrachtet werden. 
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4.1.1. Bei veranstaltungstypischen Gefahren 
Da Sportgroßveranstaltungen in aller Regel viele Menschen anziehen, die alle 
auch am Stadion ankommen und nach dem Spiel wieder abreisen wollen, ist 
schon allein aus dieser Sicht eine Kollision mit Grundrechten Dritter nicht auszu-
schließen. Auch lassen sich Lärmbelästigungen der Anwohner während des Spiels 
bzw. Beeinträchtigungen des Straßenverkehrs während der An- und Abreise der 
Fans nur schwer vermeiden. Eine Beeinträchtigung der Individualrechtsgüter 
Dritter, welche ein Schutzgut der öffentlichen Sicherheit sind, ist vom 
polizeilichen Schutzauftrag des § 1 PolG-BW umfasst.2 Nur wenn diese Rechte 
Dritter nicht verletzt werden, kann sich der Veranstalter auf seine Freiheitsrechte 
aus Art. 12 Abs. 1, 14 Abs. 1 und 2 Abs. 1 GG berufen. Für gefahrenabwehrende 
Maßnahmen, die die Polizei in Abwägung dieser kollidierenden Interessen trifft, 
ist der Veranstalter als Adressat heranzuziehen.3 
Grundrechte Dritter können auch dann erheblich verletzt sein, wenn etwa der 
unbeteiligte, friedliche Fußballfan in eine von rivalisierenden Fangruppen 
verursachte Schlägerei gerät und dies vom Veranstalter – z.B. durch Unterlassen, 
die verfeindeten Fangruppen durch Gitter und den Einsatz von Sicherheitskräften 
voneinander zu trennen – gebilligt wird.1  
Das eventuelle Bestehen von Rivalitäten unter den Fans der deutschen Profi-
Fußballmannschaften muss den Veranstaltern in aller Regel bekannt sein. So ist es 
z.B. kein Geheimnis, dass die Fans des Karlsruher SC und die Fans des VfB 
Stuttgart eine tiefe Abneigung füreinander hegen und aus diesem Grund keine 
Freundschaftsspiele zwischen den beiden Mannschaften ausgetragen werden. In 
dem eben geschilderten Fall des Unterlassens notwendiger Sicherheits-
vorkehrungen, obwohl bekannt ist, dass es in Folge der besehenden Rivalitäten 
jederzeit zu Ausschreitungen kommen kann, stellt sich die Frage, ob der 
Veranstalter als Zweckveranlasser möglicher Adressat polizeilicher Maßnahmen 
sein kann:  
Zweckveranlasser – und damit selbst Störer – ist, wer durch sein Verhalten das 
rechtswidrige Verhalten Dritter bezweckt oder zumindest billigend in Kauf nimmt 
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Unter diesen Gesichtspunkten kann auch der Veranstalter eines Fußballspiels 
Adressat polizeilicher Maßnahmen zur Abwehr veranstaltungstypischer Gefahren 
sein. Laut Mußmann können veranstaltungstypische Gefahren nicht nur von der 
Veranstaltung selbst ausgehen – wie z.B. Lärm – sondern auch von den 
Zuschauern – z.B. durch Hooligankrawalle – ausgelöst werden.1 
Zum selben Ergebnis kommt Broß, der hierbei auf die Objektivität des Störer-
begriffs verweist und den Veranstalter eines Sportgroßereignisses mit einem 
Ladeninhaber gleichsetzt, der durch auffällige Schaufensterreklame den Straßen-
verkehr beeinträchtigt.2 
Einer anderen Ansicht nach kann der Veranstalter als Zweckveranlasser nur dann 
in Anspruch genommen, wenn sich Gewalttaten als Folge der Veranstaltung 
zwangsläufig einstellen. Dieser Maßstab ist für eine Vielzahl von Fußballländer-
spielen – wie z.B. die Begegnungen zwischen Deutschland und England - oder 
nationale Begegnung rivalisierender Vereinsmannschaften zu streng. Daher muss 
vielmehr anhand der Theorie der unmittelbaren Verursachung geprüft werden, ob 
der Veranstalter sich bei den Grundrechten, die er durch die Ausrichtung der 
Veranstaltung ausübt, in Einklang mit der Rechtsordnung befindet. Dies ist bei 
der Ausrichtung von Sportgroßveranstaltungen in der Regel zu bejahen. Hierbei 
macht der Veranstalter lediglich auf schützenswerte Weise von seinen 
Grundrechten aus Art. 12 und Art. 2 Abs. 1 GG Gebrauch und kann daher nicht 
für das Fehlverhalten von einzelnen Besuchern der Veranstaltung haftbar gemacht 
werden.3 
Meiner Ansicht nach sind beide Sichtweisen zu pauschal: Hooligan-Krawalle 
können nicht automatisch als veranstaltungstypische Gefahren bezeichnet werden. 
Gleichwohl kann vom Veranstalter ein entsprechendes Vorgehen gegen bereits im 
Vorfeld bekannte Gewalttaten verlangt werden. Er kann daher für 
veranstaltungstypische Gefahren, die von den Zuschauern in Form von Krawallen 
ausgehen, allenfalls dann als Zweckveranlasser polizeilich in Verantwortung 
genommen werden, wenn er im Vorfeld sämtliche Anstrengungen unterlässt, die 
Veranstaltung abzusichern, obwohl es bekannt ist, dass es im Rahmen des Spieles 
zu Ausschreitungen kommen kann. Dies käme einem völligen Verzicht auf 
private Ordnerdienste oder dem Verweigern jeglicher Zusammenarbeit mit der  
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Polizei im Vorfeld der Veranstaltung gleich. Dass die Kooperation mit der Polizei 
im Vorfeld der Veranstaltung gerade für den Bereich der Gefahrenvorsorge einen 
erheblichen Stellenwert hat und welche Folgen ein völliger Verzicht auf eine 
Zusammenarbeit, wird unter Zf. 4.2. dieser Arbeit erläutert. 
 
4.1.2. Bei gewaltsamen Verhalten Einzelner 
Die polizeiliche Verantwortlichkeit des Veranstalters muss allerdings differenziert 
betrachtet werden, wenn es im Vorfeld keinerlei Anzeichen für Ausschreitungen 
gab und diese Krawalle von einer gewalttätigen Minderheit verübt wurden. 
Im sog. Brokdorf-Beschluss hat das BVerfG für das Versammlungsrecht klar-
gestellt, dass das Verhalten einer gewaltbereiten Minderheit nicht dazu führen 
darf, die Demonstration insgesamt – gegen den Willen der anderen, friedlichen 
Teilnehmer – rechtswidrig werden zu lassen. Da im Vorfeld einer Groß-
demonstration fast immer vermutet werden kann, dass sich eine Minderheit der 
Teilnehmer unfriedlich verhalten wird, könnte unter diesem Aspekt jede 
Demonstration verboten werden. Liegen im Vorfeld einer Demonstration keine 
konkreten Anzeichen für ein kollektiv unfriedliches Verhalten der Teilnehmer 
vor, wird dem Schutz der Versammlungsfreiheit vom Gericht Vorrang gegeben.1 
Die vom Gericht getroffenen Aussagen über die Gefahrenzurechnung sind nicht 
auf den Bereich des Versammlungsrecht beschränkt. Sie basieren vielmehr auf 
allgemeinen polizeirechtlichen Grundsätzen. 2 Das BVerfG verweist in seinen 
Ausführungen auf das Gewaltmonopol des Staates zur Verhinderung der 
Gewaltausübung durch Dritte und gebraucht explizit den Begriff des polizeilichen 
Notstandes.3  
Die Unterbrechung des Gefahrenzurechnungszusammenhangs durch das 
gewaltsame Verhalten Einzelner kann somit auch auf Sportgroßveranstaltungen 
übertragen werden: Die mit der Veranstaltung verbundene Grundrechtsausübung 
durch Zuschauer, Sportler und Veranstalter darf nicht durch die latente Gefahr der 
Begehung von Gewalttaten durch einzelne, gewaltbereite Hooligans verhindert 
werden. Der Veranstalter eines Großereignisses kann daher nur als Nicht-Störer 
Adressat einer Verfügung zur Abwehr von Gefahren, die von einer Minderheit 
ausgehen, sein.4 
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4.2. Das Kooperationsprinzip als Mittel zur Gefahrenvorsorge 
Das BVerfG fordert im sog. Brokdorf-Beschluss von den Sicherheitsbehörden und 
dem Veranstalter einer Großdemonstration eine vertrauensvolle Kooperation mit 
dem Ziel, durch rechtzeitige Kontaktaufnahme Gewalttäter zu isolieren und die 
restlichen Teilnehmer zu friedlichem Verhalten anzuhalten. Als Grundlage für ein 
versammlungsfreundliches Verfahren soll auf bekannte Erfahrungen zurückge-
griffen werden um damit den Freiheitsrechten aller, an der Demonstration Be-
teiligten Rechnung zu tragen, da eine vorgeschaltete Kooperation gegenüber 
einem Demonstrationsverbot oder der Auflösung der Versammlung das mildere 
Mittel darstellt.1 
 
4.2.1. Anwendbarkeit bei Sportgroßveranstaltungen 
Es stellt sich nun die Frage, ob das Kooperationsprinzip auch auf den Bereich der 
Sportgroßveranstaltungen ausgedehnt werden kann, also auch der Veranstalter 
eines Sportgroßereignisses zur Kooperation mit den Sicherheitsbehörden 
verpflichtet werden kann. 
Dies setzt zu einem die Anwendbarkeit des Kooperationsprinzips im allgemeinen 
Polizeirecht voraus. Eine entsprechende analoge Anwendung wäre auszu-
schließen, wenn sich das Kooperationsprinzip aus versammlungsrechtlichen 
Besonderheiten ableiten würde.2 Das BVerfG trifft im Brokdorf-Beschluss keine 
Entscheidung darüber, ob sich das Kooperationsprinzip aus der sich aus Art. 8 GG 
ergebenden Schutzpflicht ableitet.3 Insofern erscheint es prinzipiell möglich, eine 
Kooperationspflicht auch mit dem, sich aus der einfachrechtlichen 
Konkretisierung im Polizeirecht ergebenden, subjektiv-öffentlichen Rechts aller 
Veranstaltungsbeteiligten auf polizeilichen Schutz zu begründen.4 Dass sich dieser 
Schutzauftrag auch auf präventive Vorfeldmaßnahmen erstreckt, wurde bereits 
unter Zf. 3.2. dieser Arbeit klargestellt. Diese Feststellung wird bekräftigt durch 
das sich wandelnde Rollenverständnis der Polizei: Als „Dienstleister für innere 
Sicherheit“ ist die Polizei v.a. im Bereich der Prävention zunehmend auf die 
Mithilfe der Gesellschaft angewiesen. Dies spiegelt sich auch in der zunehmenden 
Zahl privater Sicherheitsdienstleister wider und wird ferner durch das Bestehen 
zahlreicher Sicherheits- bzw. Ordnungspartnerschaften belegt. 5
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Unter dieses Gesichtspunkten lässt sich das Kooperationsprinzips auch auf 
Sportgroßveranstaltungen übertragen: Die vom Veranstalter eingesetzten privaten 
Sicherheitskräfte sind u.a. für die Sicherung des Stadions, für die Verhinderung 
des Eindringen einzelner Zuschauer auf das Spielfeld, für das Trennen 
gegnerischer Fan-Gruppen und für die Informationsversorgung der Polizei 
zuständig. Dadurch wird deutlich, dass die Polizei auf die Mithilfe Privater ange-
wiesen ist, um Gewalttaten von Hooligans vorzubeugen und somit der Pflicht zur 
Gefahrenvorsorge gerecht zu werden.1 
Das im Versammlungsrecht wurzelnde Kooperationsprinzip ist somit auch auf 
Sportgroßveranstaltungen übertragbar. 
 
4.2.2. Auswirkungen auf die Gefahrenprognose 
Doch wie wirkt sich nun das Kooperationsprinzip auf die Polizeipraxis bei Sport-
großveranstaltungen aus? 
Auch für diese Fragestellung lassen sich die vom BVerfG im sog. Brokdorf-
Beschluss getroffenen Feststellungen fruchtbar machen:  
Die Bereitschaft des Veranstalters zu kooperativem Verhalten im Vorfeld kann – 
neben dem Umstand, dass Störungen nur von Dritten oder einer kleinen 
Minderheit zu befürchten sind – Auswirkungen auf die polizeiliche Gefahren-
prognose haben.2 Für Sportgroßveranstaltungen bedeutet dies, dass die Polizei das 
von den Vereinen rechtzeitig vor Spielbeginn bereitgestellte Tatsachenmaterial in 
die Gefahrenprognose einfließen lassen muss. Diese Kooperation der Vereine zur 
Lösung von Sicherheitsproblemen kann dazu führen, dass die behördliche 
Eingriffsschwelle zugunsten des Veranstalters erhöht wird.3 
Auf der Rechtsfolgenseite ergibt sich für die Polizei daher, dass alle 
Kooperationsmöglichkeiten zweckmäßigerweise ausgeschöpft werden müssen, 
bevor das polizeiliche Auswahlermessen im Ergebnis zu einem Einschreiten 
gegen den Veranstalter führt.3 
Das BVerfG hat ferner festgestellt, dass das Kooperationsprinzip Auswirkungen 
auf den von der Polizei zu beachtenden Verhältnismäßigkeitsgrundsatz hat. Sie 
stellt das mildere Mittel dar im Vergleich zu auf § 15 VersG gestützten 
Anordnungen.5 
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Werden im Vorfeld einer Großveranstaltung seitens der Polizei nicht alle 
Möglichkeiten zur Kooperation ausgeschöpft – also nicht alle milderen Mittel 
erforscht – stellt dies einen Verstoß gegen das Übermaßverbot dar. 1 
Im Gegensatz dazu stellt die Kooperation für den Veranstalter eine Obliegenheit 
und somit keine Rechtspflicht dar. Eine Nichteinhaltung seitens des Veranstalters 
entbindet die Polizei somit nicht vom Untersuchungsgrundsatz. Dem Veranstalter 
sollte dennoch an einer fruchtbaren Kooperation mit der Polizei im Vorfeld einer 
Veranstaltung gelegen sein, da im Falle des Unterlassens die Polizei für die 
Gefahrenprognose auf die von Amts wegen ermittelten Tatsachen beschränkt ist.2 
 
5. Polizeiliche Maßnahmen 
Wie kann nun gegen Gewalt in Fußballstadien wirksam vorgegangen werden? Die 
nun folgenden Ausführungen schildern Maßnahmen, die vom Polizeivoll-
zugsdienst und den Polizeibehörden im Rahmen von Sportgroßveranstaltungen 
ergriffen werden. 
Zunächst wird die polizeilich verfügte Spielabsage untersucht. Sie ist im Ver-
gleich zu den andern, im Rahmen dieser Diplomarbeit betrachteten polizeilichen 
Maßnahmen, der drastischste Eingriff in die Rechte des Veranstalters und sollte 
daher aus polizeilicher Sicht die ultima ratio darstellen. Die Polizei wird eine 
Spielabsage nur dann verfügen, wenn sie über keinerlei Tatsachenmaterial 
verfügt, um gezielt gegen einzelne Gewalttäter vorgehen zu können. Dieses wird 
ihnen in der Regel rechtzeitig vor Spielbeginn vom Veranstalter im Rahmen der, 
im vorangegangen Abschnitt erläuterten, Kooperation geliefert.  
Im deutschen Fußball wurden bisher einmalig rund 60 Spiele abgesagt – 
allerdings durch eine Entscheidung des sächsischen Fußballverbandes.3  
Mit einer Spielabsage wird gegen Hooligans, die eigentlichen Störer im 
polizeirechtlichen Sinne, also nur indirekt vorgegangen, indem ihnen die Bühne 
für ihre Gewaltdarstellungen entzogen wird.  
Die ab Zf. 5.1.2. der Arbeit geschilderten Maßnahmen werden sich mit 
polizeilichen Eingriffen, die gezielt gegen gewaltbereite Fußballfans gerichtet 
sind, befassen. 
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5.1. Maßnahmen im Vorfeld von Sportgroßveranstaltungen 
5.1.1. Spielabsage 
Ist aus Anlass eines Fußballspieles mit gezielten Ausschreitungen durch einzelne, 
gewaltbereite Hooligan-Gruppen zu rechnen, kann die Polizei eine Spielabsage 
verfügen, um so den Ernstfall flächendeckender Krawalle zu verhindern. 
Aufgrund des Fehlens einer spezielleren gesetzlichen Regelung ist die Maßnahme 
auf die polizeiliche Generalklausel zu stützen.1 
Da der Veranstalter als Adressat der Spielabsage, die aufgrund eines befürchteten 
gewaltsamen Verhaltens Einzelner verfügt wurde, nur unter den Voraussetzungen 
des polizeilich Notstands in Verantwortung genommen werden kann, müssen 
zudem die Voraussetzung für eine Nicht-Störer-Inanspruchnahme erfüllt sein. Auf 
die unter Zf. 4.1.2 der Arbeit gemachten Ausführungen sei an dieser Stelle ver-
wiesen. 
Gem. § 9 PolG-BW kann ein Unbeteiligter im Falle einer unmittelbar bevor-
stehenden oder bereits eingetretenen Störung der öffentlichen Sicherheit oder 
Ordnung in Anspruch genommen werden, wenn die Störung nicht durch eigene 
Mittel der Polizei oder durch eine Störer-Inanspruchnahme nach den §§ 6-8 PolG-
BW verhindert oder beseitigt werden kann.2 
Allerdings ist die Formulierung im Gesetzestext etwas irreführend: Eine Störung 
kann nur dann vorliegen, wenn ein Schaden an einem polizeilichen Schutzgut 
bereits eingetreten ist. Umgekehrt sind bereits eingetretene Störungen für den 
Bereich der Gefahrenabwehr nur dann von Relevanz, wenn von ihnen Gefahren 
ausgehen, die noch in die Zukunft wirken. Laut Mußmann ist daher das Vorliegen 
einer unmittelbar bevorstehenden oder bereits eingetretenen Gefahr für die 
öffentliche Sicherheit und Ordnung als ein Tatbestandsmerkmal des polizeilichen 
Notstandes festzuhalten.3 
Unabhängig von dieser Differenzierung erfordert das Tatbestandsmerkmal der 
Unmittelbarkeit einen sofortigen oder fast mit Gewissheit zu erwartenden 
Schadenseintritt. Ferner kann die Nicht-Störer-Inanspruchnahme – unter 
Beachtung des Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit – nur zur Abwehr von 
Schäden an besonders wichtigen Rechtsgütern oder zur Abwehr von Schäden in 
besonderem Umfang erfolgen.2  
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Hierbei sind an die zeitliche Nähe und Wahrscheinlichkeit des Schadenseintritts 
hohe Anforderungen zu stellen. Allgemeine Vermutungen über den Schadens-
eintritt reichen nicht aus, vielmehr muss dieser – gestützt auf begründete 
Tatsachen - mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit eintreten.1 
Durch Hooligan-Krawallen können Leib und Leben unbeteiligter Zuschauer, 
Sportler und der Bevölkerung in der Innenstadt bedroht werden. Eine möglicher 
Schaden an besonders bedeutsamen Rechtsgütern ist somit zu bejahen. 
Verfügt die Polizei zudem über konkrete Hinweise, dass es im Rahmen des 
bestimmten Spiels zu Ausschreitungen kommen kann, ist ferner das Kriterium des 
fast mit Gewissheit zu erwartenden Schadenseintritts erfüllt.2 
Das Tatbestandsmerkmal der unmittelbar bevorstehenden Gefahr für die 
öffentliche Sicherheit und Ordnung ist somit erfüllt. Die zweite Alternative – eine 
bereits eingetretene Störung (gem. dem Wortlaut des Gesetzes) – muss für eine 
polizeiliche verfügte Spielabsage nicht geprüft werden, da es sich hierbei um eine 
Vorfeldmaßnahme handelt, die den Hooligans im Voraus die Bühne für ihre 
Ausschreitungen entzieht, sich die von ihnen ausgehende Gefahr also nicht 
realisieren kann. 
Des weiteren muss bei einem Nicht-Störer gem. § 9 Abs. 1 PolG-BW beachtet 
werden, dass dessen Inanspruchnahme nur nachrangig erfolgen kann. D.h. der 
Nicht-Störer kann nur Adressat polizeilicher Maßnahmen sein, wenn die 
unmittelbar bevorstehende Gefahr mit Maßnahmen gegen die Störer nach den §§ 
6, 7 PolG-BW nicht mit Aussicht auf Erfolg abgewehrt werden kann.3 
Ein Störer kann nicht vorranging in Anspruch genommen werden, wenn er nicht 
vorhanden ist oder zwar vorhanden ist, aber nicht rechtzeitig die Störung 
beseitigen oder verhindern kann.4 
An dieser Stelle kommt das unter Zf. 4.2. dieser Arbeit untersuchte Kooperations-
prinzip ins Spiel: Durch Vorfeldmaßnahmen seitens des Veranstalters, wie die 
Kontrolle des Kartenverkaufs, der Regelung der Fananreise, der strikten Trennung 
der Fan-Blöcke im Stadion und besonders durch eine umfassende Information der 
Polizei über potentiell gewalttätige Fans wird dieser ermöglicht, gefahrenab-
wehrende Maßnahmen unmittelbar gegenüber den Störern zu ergreifen, deren 
Inanspruchnahme der eines Nicht-Störers ja ohnehin vorrangig ist. 
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Dabei ist allerdings zu beachten, dass eine seitens des Veranstalters unterbliebene 
Kooperation umgekehrt dazu führt, dass die Eingriffsschwelle für eine Nicht-
Störer-Inanspruchnahme erheblich sinkt.1  
Dem Veranstalter sollte also daran gelegen sein, das ihm bekannte Tatsachen-
material über potentiell gewalttätige Zuschauer und andere sicherheitsrelevante 
Informationen im Vorfeld des Spiels mit der Polizei zu teilen, um so eine 
Inanspruchnahme der Störer im Sinne der §§ 6, 7 PolG-BW zu ermöglichen und 
dadurch seine Inanspruchnahme als Nicht-Störer im Rahmen des polizeilichen 
Notstands zu verhindern. 
 
Auch kann ein Nicht- Störer nur dann in Anspruch genommen werden, wenn die 
eigenen Mittel der Polizei - wie eine ausreichende personelle Besetzung mit ent-
sprechender Ausrüstung, Dienstfahrzeugen oder genügend vorhandene 
Notunterkünften zur Unterbringung von Störern usw. – nicht ausreichen.2 
Eine ausreichende Personenstärke haben sich die örtlichen Polizeikräfte zur Not 
über im Wege der Vollzugs- oder Amtshilfe herangezogene, auswärtige Polizei-
kräfte zu beschaffen. Auch wenn eine Gefahrenbeseitigung durch eigene polizei-
liche Mittel zwar möglich, aber nur mit außergewöhnlich hohen Kosten 
realisierbar ist, geht sie der Nicht-Störer-Inanspruchnahme vor.3 
Auch an dieser Stelle zeigen sich die Auswirkungen des Kooperationsprinzips auf 
die Eingriffsschwelle der Polizei zur Verfügung einer Spielabsage: Da die eigenen 
Mittel der Polizei lediglich – unabhängig von den Kosten des Einsatzes – durch 
faktisch Unmögliches beschränkt werden, kann der Veranstalter durch 
kooperatives Verhalten dazu beitragen, dass die Voraussetzungen für eine Nicht-
Störer Inanspruchnahme wegfallen.  
Indem er der Polizei Einsatzräume innerhalb des Stadions, Über-
wachungskameras und Räume zur vorübergehenden Unterbringung von Störern 
zur Verfügung stellt, sowie vor allem durch eine umfassende Information der 
Einsatzkräfte rechtzeitig vor Spielbeginn über bekannte Gefahrenlagen, 
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Auch darf die Inanspruchnahme des Störers nicht unzumutbar sein. Unzumutbar 
wäre sie, wenn dadurch der Nicht-Störer seine eigene Gesundheit oder gar sein 
Leben gefährdet oder durch die Inanspruchnahme höherwertige Pflichten 
verletzten müsste.1 
Die Einhaltung der Zumutbarkeitsgrenze wird ermittelt durch eine Abwägung 
zwischen dem Rechtsgut, von dem der Schaden abzuwenden ist und dem 
Rechtsgut, das bei dem Dritten durch die Nicht-Störer-Inanspruchnahme verletzt 
wird.2 
Durch Hooligan-Ausschreitungen wird die körperliche Unversehrtheit und z.T. 
auch das Leben der nicht an den Krawallen beteiligten Zuschauer, der Sportler 
und der Trainer gefährdet. Dem gegenüber steht das wirtschaftliche und sportliche 
Interesse des Veranstalters, dass das angesetzte Spiel auch stattfindet. Die 
Individualrechtsgüter der unbeteiligten Zuschauer, Sportler und Trainer sind hier 
eindeutig als höherwertig anzusehen. Liegen der Polizei sichere Erkenntnisse über 
geplante Hooligan-Ausschreitungen aus Anlass eines Fußballspiels vor und kann 
die Gefahr für die Individualrechtsgüter der Zuschauer, Sportler und Trainer nicht 
durch andere polizeiliche Vorfeldmaßnahmen verhindert werden, ist eine 
polizeilich verfügte Absage des Spiels für den Veranstalter zumutbar.3 
Gem. § 55 PolG-BW kann der Adressat einer polizeilichen Maßnahme Ent-
schädigung für den ihm entstandenen Schaden verlangen, wenn er als Nichtstörer 
in Anspruch genommen wurde.  
Die Entschädigung muss ferner angemessen sein, d.h. es gibt keinen Anspruch auf 
vollen Schadensersatz. Ausgeglichen wird lediglich das Sonderopfer, das der 
Betroffene im Zuge der Inanspruchnahme als Nicht-Störer erleidet. 
Der Entschädigungsanspruch erfährt allerdings in § 55 Abs. 1 Satz 2 PolG-BW 
eine Einschränkung: Ein Anspruch ist angeschlossen, sofern die polizeiliche Maß-
nahme zum Schutz der Person oder des Vermögens des Geschädigten getroffen 
wurde. Maßnahmen, die speziell zum Schutze des Betroffenen ergriffen werden, 
stellen keine ungerechtfertigte Belastungen für diesen dar, welche von der All-
gemeinheit zu übernehmen ist. Erfolgt die Gefahrenabwehr zum Schutze des 
Einzelnen und auch im öffentlichen Interesse, so ist der Entschädigungsanspruch 
um den zuvor ermittelten Anteil des privaten Interesses zu reduzieren.4 
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Wie weiter oben dargestellt, kann der Veranstalter für eine Spielabsage, die zur 
Abwehr einer, von einer gewaltbereiten Minderheit ausgehenden Gefahr verfügt 
wird, nur als Nicht-Störer in Anspruch genommen werden. 
Werden polizeiliche Maßnahmen zur Absicherung von Sportgroßveranstaltungen 
getroffen, dienen diese auch dazu, dem Veranstalter seine Grundrechtsausübung 
in Form der Eigentumsnutzung zu ermöglichen. Gibt es im Vorfeld eines Fußball-
spiels konkrete Erkenntnisse über Hooligan-Ausschreitungen in deren Verlauf 
auch das Stadion beschädigt werden könnte, wird die Polizei eine Spielabsage 
auch zum Schutz des Veranstalters verfügen. Gleiches gilt bei einer drohenden 
Gefährdung von Leib und Leben der Spieler durch Zuschauer-Ausschreitungen. 
Eine Spielabsage, die ausschließlich zum Schutz des Stadions oder der Spieler 
verfügt wird, schließt einen Entschädigungsanspruch also aus. 
Eine anteilige Entschädigung ist für den Veranstalter allenfalls dann denkbar, 
wenn die Spielabsage nicht nur zum Schutz der Sportler und des Stadions erfolgt 
ist, sondern auch im Interesse der Allgemeinheit verfügt wurde. Dies trifft v.a. auf 
Fälle zu, in denen die Ausdehnung der Ausschreitungen auf die Innenstadt 
befürchtet wird. Die Spielabsage würde hier insbesondere auch dem Schutz der 
Geschäfts- und Gaststätteninhaber, deren Lokalitäten sich in der Nähe des 
Stadions befinden, dienen.1 
Von dem Entschädigungsanspruch wird der entgangene Gewinn nicht umfasst.2 
Wird ein Fußballspiel abgesagt, wird es in aller Regel auch zu einem späteren 
Zeitpunkt nachgeholt. Eintrittskarten behalten ihre Gültigkeit und müssen daher 
nicht zurückgenommen werden. Auch gehen die Übertragungsrechte der TV-
Sender durch eine Spielabsage nicht verloren und können im Nachholtermin ver-
wertet werden.  
Für mögliche Vertragsstrafen, die sich die TV-Sender für den Fall einer 
Spielabsage eventuell vorbehalten haben, kann der Anspruch aus § 55 PolG-BW 
auf angemessene Entschädigung nicht herangezogen werden. Die Vertragsstrafe 
ist unmittelbar an die TV-Rechte gebunden und somit dem polizeilichen Verant-
wortungsbereich entzogen. Zudem handelt es sich bei Akzeptanz einer solchen 
Vertragsklausel durch den Veranstalter um die Übernahme eines unkalkulierbaren 
Risikos, für welches er die Schadenstragungspflicht hat.3    
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Der Umfang des Entschädigungsanspruchs kann auch gem. § 254 BGB durch ein 
Verschulden gegen sich selbst – also die Verletzung einer Obliegenheit – 
gemindert oder ganz ausgeschlossen werden.1 
Unter Zf. 4.2.2. dieser Diplomarbeit wurde festgestellt, dass es sich bei der 
Kooperation mit der Polizei im Vorfeld einer Großveranstaltung um eine 
Obliegenheit – und nicht um eine Rechtspflicht – aus Sicht des Veranstalters 
handelt.2 Eine seitens des Veranstalters verweigerte Kooperation kann dazu 
führen, dass - nach Ausschöpfung aller anderen Handlungsalternativen – das 
polizeiliche Auswahlermessen hin zu einer Spielabsage tendiert, obgleich die 
Veranstaltung unter Mitwirkung des Ausrichters hätte stattfinden können.3 
Auch unter Beachtung eines eventuell bestehenden Entschädigungsanspruchs 
kommt dem Kooperationsprinzip für den Bereich der Sportgroßveranstaltungen 
somit erhebliche Bedeutung zu. Auch unter diesem Gesichtspunkt sollte dem aus-
richtenden Vereine an einer intensiven und ergebnisorientierten Zusammenarbeit 
mit der Polizei im Vorfeld der Veranstaltung gelegen sein. 
 
5.1.2. Passbeschränkung 
Gewalt im Rahmen von Sportgroßveranstaltungen beschäftigt auch die 
Legislative:  
So wurde rechtzeitig vor Beginn der Fußball-Europameisterschaft in den 
Niederlanden und Belgien 2000 eine Änderung des Passgesetzes verabschiedet, 
die am 11.05.2000 in Kraft trat. Mit dieser Änderung, die unter anderem die 
Strafbewehrung der Ausreise trotz vollziehbarer Passbeschränkung (§ 24 Abs. 1 
Nr. 1 3. Alt. PassG idF. vom 20.07.2007) zum Inhalt hatte, wollte man gezielt 
gegen Gewalt bei Sportgroßveranstaltungen vorgehen. Da es in der Vergangenheit 
bereits zu Ausschreitungen bei Sportgroßveranstaltungen im Ausland unter 
Beteiligung deutscher Hooligans kam und dadurch dem Ansehen der 
Bundesrepublik schwerer Schaden zugefügt wurde, wollte die Regierung gemäß 
dem Gesetzesentwurf zur Änderung des Passgesetzes mit der Strafbewehrung 
zunächst eine abschreckende Wirkung erzielen. Ferner sollte eine strafrechtliche 
Verfolgungsmöglichkeit geschaffen werden, da im Ausland begangene Straftaten 
nicht ohne weiteres im Inland verfolgt werden können.4 
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Eine weitere wesentliche Änderung, die der Gesetzesentwurf mit sich brachte, war 
die Speicherungsmöglichkeit einer Passbeschränkung im polizeilichen Grenz-
fahndungsbestand (§ 9 PassG idF. vom 20.07.2007).1 
Im Vorfeld der EM 2000 wurden daraufhin bis zum 23.06.2000 insgesamt 377 
Passbeschränkungen, 282 von den Pass- und 95 von Grenzschutzbehörden, 
gegenüber als gewaltbereit eingestuften Fußballfans verfügt.2 In einzelnen Fällen 
wurde die einzutragende Passbeschränkung Gegenstand der gerichtlichen 
Kontrolle. So musste der VGH Baden-Württemberg über einen Antrag auf 
Gewährung vorläufigen Rechtsschutzes nach § 80 Abs. 5 VwGO eines der 
Freiburger Hooliganszene angehörigen Fußballfans entscheiden. Diesem wurde 
die Ausreise direkt aus der BRD in die Niederlande und Belgien oder über ein 
Drittland verboten und zwar jeweils für die Zeit der Gruppenspiele der deutschen 
Fußballnationalmannschaft bei der EM 2000, im Falle des Erreichens der 
Folgerunden auch jeweils für die Zeit der weiteren Spiele der 
Nationalmannschaft:3 
Die Beschränkung der Gültigkeit des Reisepasses hat ihre Rechtsgrundlage in den 
§§ 8, 7 Abs. 2, 7 Abs.1 Nr. 1 PassG, wonach die Gültigkeit eines Reisepasses 
zeitlich oder örtlich zu beschränken ist, wenn Tatsachen die Annahme 
rechtfertigen, dass der Besitzer des Reisepasses die innere oder äußere Sicherheit 
oder sonstige erhebliche Belange der Bundesrepublik Deutschland gefährdet. 
Beim Gegeben sein einer der Tatbestandvoraussetzungen des § 7 Abs. 1 PassG 
kann auch gem. § 2 Abs. 2 PersAuswG die Gültigkeit des Personalausweises 
beschränkt werden.4 Ferner ist zu beachten, dass die Passbeschränkung gem. § 7 
Abs. 2 PassG der Passentziehung nach § 8 PassG vorzuziehen ist, wenn zwar 
bestimmte Tatsachen die Annahme rechtfertigen, der Passinhaber könne die 
innere oder äußere Sicherheit oder sonstige erhebliche Belange der BRD 
gefährden, eine Passentziehung jedoch unverhältnismäßig ist oder es ausreichend 
wäre, den Geltungsbereich oder die Gültigkeitsdauer des Passes einzuschränken.  
Durch die Passbeschränkung wird in das, durch die allgemeine Handlungsfreiheit 
des Art. 2 Abs. 1 GG gewährte, Grundrecht auf freie Ausreise eingegriffen. Das 
Grundrecht wird durch die eben genannten Vorschriften im PassG weder im 
seinem Wesensgehalt angetastet, noch übermäßig eingeschränkt.3  
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Allerdings wird dem von der Passbeschränkung Betroffenen die Ausreise in das 
Land, in dem die Sportgroßveranstaltung stattfindet, jeweils nur für einen kurzen 
Zeitraum verwehrt. Die sonstige Bewegungsfreiheit des Betroffenen wird darüber 
hinaus nicht eingeschränkt. Lässt sich die, die Passbeschränkung begründende 
Prognose auf durch Tatsachen belegte Gefahren stützen, der Betroffene könne 
durch seinen vorübergehenden Aufenthalt im Ausland die innere oder äußere 
Sicherheit oder sonstige erhebliche Belange der BRD gefährden, wird eine 
Passbeschränkung stets verhältnismäßig sein.1 
Bei der Überprüfung der Passbeschränkung, die gegenüber einem Freiburger 
Hooligan anlässlich der Fußball-EM 2000 verfügt wurde, kam der VGH bei der 
summarischen Prüfung, ob sonstige erhebliche Belange der BRD durch die Aus-
reise von deutschen Hooligans in die Austragungsländer der EM 2000 verletzt 
werden, zu folgendem Ergebnis: 
Hierbei handelt es sich um einen unbestimmten Rechtsbegriff, der uneinge-
schränkt der richterlichen Kontrolle unterliegt: Bestimmte Tatsachen müssen die 
Annahme rechtfertigen, dass durch den Auslandsaufenthalt des Betroffenen 
Belange der BRD gefährdet werden können, denen zwar nicht das gleiche 
Gewicht beizumessen ist, wie den anderen Tatbestandsmerkmalen des § 7 Abs. 1 
Nr. 1 PassG – innere oder äußere Sicherheit der BRD -, in ihrer Bedeutung diesen 
aber zumindest nahe kommen. Darunter können unter bestimmten Umständen 
auch Handlungen fallen, die geeignet sind, dem internationalen Ansehen der BRD 
zu schaden.2 Bestimmte Tatsachen können nicht auf Vermutungen und 
Verdächtigungen gestützt werden. Vielmehr müssen Tatsachen beweisbar sein 
und ein individuelles nach Zeit und Ort dokumentiertes Verhalten abbilden. 
Ausreichend ist nicht allein eine Eintragung in der Datei Gewalttäter Sport oder 
eine rechtskräftige Verurteilung. Das belegbare Verhalten muss vielmehr objektiv 
den Schluss zulassen, der Betroffene werde auch künftig erhebliche Belange der 
BRD beeinträchtigen. Hierbei kommt es allein auf die Intensität der in der 
Vergangenheit liegenden Taten an. Hat sich der Betroffene bereits an Gewalttaten 
beteiligt oder sich mit anderen zu gewalttätigen Aktionen verabredet, kann auch 
ein einmaliger Vorfall zur Erfüllung der Tatbestandsvoraussetzungen der 
Passbeschränkung führen.1       
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Nach polizeilichen Erkenntnissen im Vorfeld der EM 2000 musste davon ausge-
gangen werden, dass deutsche Hooligans und andere, in der Datei Gewalttäter 
Sport registrierte Personen die Spiele der deutschen Fußballnationalmannschaft 
während der EM in den Niederlanden und Belgien zum Anlass für gewaltsame 
Auseinandersetzungen nehmen werden. Die Gefahr wurde als umso größer 
angesehen, da die Spielorte von Deutschland aus binnen weniger Stunden zu 
erreichen waren und die niederländische Hooliganszene über ein hohes 
Gewaltpotential verfügt. Insbesondere während des Spiels der Deutschen gegen 
die englische Nationalmannschaft, das am 17. Juni 2000 stattfand, wurde 
aufgrund einer hohen Zahl gewaltbereiter britischer Fußballfans und den Erfolgen, 
die das deutsche Nationalteam in den Jahren vor der EM 2000 gegen England 
erzielte, mit gewalttätigen Auseinandersetzungen gerechnet. Eine solche Gefahr 
der Begehung von Straftaten im Ausland ist geeignet, den auswärtigen 
Beziehungen und dem internationalen Ansehen Deutschlands zu schaden. 
Gewaltsamen Auseinandersetzungen im Ausland, bei denen auch Deutsche 
beteiligt sind, sind aufgrund des belasteten historischen Erbes der BRD ein 
besonders Gewicht beizumessen. Radikalismus und Vandalismus sind auch 
grenzüberschreitenden zu unterbinden, sodass im Ausland nicht der Eindruck 
entstehen kann, dass die BRD nichts zur Unterbindung gewaltsamen Aktionen 
deutscher Hooligans im Ausland unternehme und so an internationalem Ansehen 
und Glaubwürdigkeit verliere. Dies ist umso mehr gerechtfertigt, wenn man die 
Verwicklung deutscher Hooligans in die schweren Auseinandersetzungen 
während der WM 1998 in Frankreich bedenkt.1 
In dem vom baden-württembergischen VGH untersuchten Fall eines Freiburger 
Fußballfans wurde die Gefährdung sonstiger erheblicher Belange der BRD als 
Rechtfertigung für die Verfügung einer Passbeschränkung auf folgende Tatsachen 
gestützt: Der Freiburger Polizei liegen Unterlagen vor die belegen, dass der 
Betroffene bereits seit mehreren Jahren der Freiburger Hooliganszene angehört. 
So wurde er bereits in den Jahren 1992, 1994 und 1995 durch seine Verwicklung 
in Hooligan-Schlägereien auffällig. Ferner konnte er auf einem Foto, das bei den 
Hooligan-Ausschreitungen am 21.6.1998 in Lens am Rande der Fußball-WM 
angefertigt wurde, eindeutig identifiziert werden. Als eine weitere, auf Tatsachen 
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gestützte Erkenntnis zur Belegung des Gewaltpotentials, welches von dem 
Adressaten der Passbeschränkung ausgeht, kann die Verabredung zu gewaltsamen 
Auseinandersetzungen mit einer anderen Hooligan-Gruppierung Ende Januar 
2000, an der er auch beteiligt war, gesehen werden. 
Die ermittelnden Beamten konnten nur nach jahrelanger Beobachtung der 
Hooligan-Szene zu diesen Erkenntnissen kommen. Das Gericht geht daher – 
zumindest im Verfahren auf Gewährung vorläufigen Rechtsschutzes – davon aus, 
dass die szenekundigen Beamten gewaltbereite Fußballfans differenziert be-
urteilen und die Verwertbarkeit von Mitteilungen aus der Szene beurteilen 
können. Die Einschätzung der Behörde, die die Passbeschränkung verfügt hat, 
dass der Adressat zur Hooligan-Szene gehört, hat sich daher als richtig erwiesen. 
Wie weiter oben dargelegt ist das gewaltsame Verhalten deutscher Hooligans im 
Ausland dazu geeignet, dem internationalen Ansehen der BRD zu schaden. Die 
Passbeschränkung ist daher geeignet und zur Gefahrenabwehr erforderlich. 
Das Herausgreifen eines Störers aus einer Gruppe weiterer potenzieller Störer ist 
insofern nicht ermessensfehlerhaft, wenn von diesem eine besonders bedeutsame 
und erhebliche Gefährdung erheblicher Belange der BRD während seines 
Auslandsaufenthalts ausgeht.1 
In Zeiten des Schengen-Abkommens und offener Binnengrenzen innerhalb der 
Europäischen Union ist die isolierte Verfügung einer Beschränkung des Geltungs-
bereichs und der Geltungsdauer des Pass- bzw. Personalausweises nicht effektiv. 
Daher ergeht die Verfügung gleichzeitig mit der Auflage, sich während der Zeit 
des durch die Passbeschränkung verfügten, vorübergehenden Ausreiseverbotes, 
bei einer Polizeidienststelle zu melden.2 Die einzelnen Voraussetzungen für die 
Verfügung einer Meldeauflage wird im nun folgenden Kapitel untersucht. 
 
5.1.3. Meldeauflage 
Die Meldeauflage enthält für den Betroffenen die Pflicht, sich zu einer 
bestimmten Zeit auf einer Polizeidienststelle zu melden um so sicherzustellen, 
dass er sich zur maßgeblichen Zeit nicht am Veranstaltungsort aufhalten kann.3 
Die Meldeauflage wird in der Regel zusammen mit einer Pass- bzw. Personal-
ausweisbeschränkung verfügt, um Straftaten im Ausland zu verhindern. Sie kann
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aber auch isoliert, mit reinem Inlandsbezug, verfügt werden. Also auch bei 
Spielen zwischen deutschen Club-Mannschaften kann eine Meldeauflage verfügt 
werden. Ist eine Meldeauflage, die von einer Pass- bzw. Personal-
ausweisbeschränkung flankiert wird, zur Abwehr der Gefahr einer Begehung von 
Straftaten im Ausland rechtmäßig, muss dies auch für die konkrete Gefahr einer 
Begehung von Straftaten im Inland gelten.1 Als Rechtsgrundlage für diese 
Maßnahme kommen die §§ 1, 3 PolG-BW in Betracht.2  
Die Anwendbarkeit der Generalklausel für Meldeauflagen mit reinem 
Inlandsbezug wird allerdings auch als kritisch erachtet: Bei Meldeauflagen mit 
reinem Inlandsbezug wird kritisiert, dass eine entsprechende Erscheinungspflicht 
zum Zwecke der Informationsgewinnung durch die Vorladung nach § 11 MEPolG 
(§ 27 PolG-BW) abschließend geregelt sei. Daher komme ein Rückgriff auf die 
Generalklausel nicht in Betracht. Unterstellt man, die Meldeauflage diene nicht 
dem Zwecke der Informationsgewinnung sondern der Abhaltung des Betroffenen 
vom Besuch einer bestimmten Sportgroßveranstaltung im Inland, sei der 
Platzverweis nach § 12 MEPolG einschlägig. Geht die konkrete Gefahr der 
Begehung von Straftaten gerade vom Adressaten der Meldeauflage aus, würde 
daher der Platzverweis als lex specialis die Anwendbarkeit der Generalklausel 
ausschließen. 3 Allerdings ist hier zu erwähnen, dass der Platzverweis im PolG-
BW nicht als polizeiliche Standardmaßnahme übernommen wurde und daher 
ebenfalls auf die Generalklausel gestützt werden muss.2 
Die Meldeauflage in Verbindung mit einer Passbeschränkung wird dagegen 
weniger kritisch gesehen. Hier komme es allein auf die Zielrichtung an, die die 
Behörde mit der Meldeauflage verfolgt. Zur bloßen Durchsetzung der Passbe-
schränkung ist die Meldeauflage zwar unzulässig, da hier der Bund die 
ausschließliche Gesetzgebungskompetenz besitzt. Die Meldeauflage wird aber 
zum Schutz der öffentlichen Sicherheit getroffen – Näheres dazu weiter unten. 
Deutsche Behörden sind auch dann zuständig, wenn der Gefahreneintritt im 
Ausland droht. Auch handelt es sich bei der Maßnahme nicht um eine Vorladung, 
da lediglich das Fernhalten vom Veranstaltungsort sichergestellt werden soll. 
Auch scheidet der Platzverweis als lex specialis aus, da sich dieser auf einen Ort 
im Ausland beziehen würde und somit nicht durchsetzbar wäre. 
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Die Einführung einer spezialgesetzlichen Regelung für die Meldeauflage wird 
vom Autor daher zwar als wünschenswert, aber nicht  zwingend erforderlich 
erachtet.1 
Voraussetzung für ein auf die §§ 1, 3 PolG-BW gestütztes Vorgehen ist eine 
Beeinträchtigung des Schutzguts öffentliche Sicherheit oder Ordnung. Dieser 
unbestimmte Rechtsbegriff umfasst die Individualrechtsgüter, die Unver-
letzlichkeit des Staates, seiner Einrichtungen und Veranstaltungen sowie die 
objektive Rechtsordnung. Unter den Begriff der objektiven Rechtsordnung fallen 
sämtliche geschriebene Normen des öffentlichen und privaten Rechts.2 
Ein Verstoß gegen § 7 Abs.1 Nr. 1 PassG, welcher Voraussetzung für die 
Verfügung einer Pass- bzw. Personalausweisbeschränkung ist (s. Zf. 5.1.2. dieser 
Arbeit), kann somit die Erteilung einer auf die polizeiliche Generalklausel ge-
stützten Meldeauflage rechtfertigen.3 
Wie weiter oben angeführt, wird die Anwendbarkeit der Generalklausel für 
Meldeauflagen zur Abhaltung eines Hooligans vom Besuch einer Sportgroß-
veranstaltung im Inland wegen der Vorrangigkeit des Platzverweises kritisiert.4 
Unter Berücksichtigung der Tatsache, dass der Platzverweis nicht als Standard-
maßnahme im PolG-BW aufgeführt und daher zwangsweise auf die General-
klausel zu stützen ist5, sollen im Folgenden lediglich die weiteren Voraussetzung 
für eine Meldeauflage, die zusammen mit einer Passbeschränkung ergeht, 
untersucht werden: Das Passgesetz geht nach wie vor vom überkommenen 
Gedanken flächendeckender Grenzkontrollen aus. Inzwischen wird aber an 
sämtlichen Binnengrenzen der Europäischen Union auf Grenzkontrollen 
verzichtet. Selbiges gilt für die Grenzen zu den Unterzeichnerstaaten des 
Schengener Abkommens. Daher schließt ein, durch die Passbeschränkung 
begründetes Ausreiseverbot nach § 10 PassG nicht die Anwendbarkeit des 
Polizeigesetz aus. Aufgrund des Wegfalls der Grenzkontrollen kann durch die 
bloße Verhängung einer Passbeschränkung eine Beeinträchtigung erheblicher 
Belange der Bundesrepublik nicht wirksam verhindert werden. Das PassG als 
Bundesrecht ist auch nicht in der Lage, andere Gefahren, als die in § 7 PassG 
genannten, abzuwehren. Die Meldeauflage soll aber gerade die Begehung von 
Straftaten wie Körperverletzungen und Sachbeschädigungen verhindern.  
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Dabei ist es egal, ob die Individualrechtsgüter Dritter im Ausland oder im Inland 
durch den von der Meldeauflage Betroffenen beeinträchtigt werden. 
Passrechtliche und allgemein polizeirechtliche Maßnahmen sind daher 
nebeneinander möglich und erforderlich.1 
Durch die Meldeauflage wird in die Grundrechte des Betroffenen eingegriffen. 
Hierbei ist zu unterscheiden, ob die Verfügung zur Vorsprache bei einer 
bestimmten Polizeidienststelle, z.B. der am Wohnsitz des Adressaten, verpflichtet. 
In einem solchen Fall greift die Meldeauflage in das Grundrecht auf Freizügigkeit 
des Adressaten aus Art. 11 Abs. 1 GG ein. Der Betroffene wird daran gehindert, 
sich im Bundesgebiet frei zu bewegen, wenn er durch die Meldepflicht von einem 
beabsichtigten Ortswechsel im Inland abgehalten wird.  
Anders verhält es sich, wenn der Betroffene die Möglichkeit hat, sich bei jeder 
beliebigen Polizeidienststelle im Inland zu melden. Hierbei wird allenfalls in die 
allgemeine Handlungsfreiheit aus Art. 2 Abs. 1 GG eingegriffen.2 
Der vorübergehende Eingriff in das Grundrecht auf Freizügigkeit und die all-
gemeine Handlungsfreiheit des von der Meldeauflage Betroffenen, wird 
angesichts der drohenden Begehung von Straftaten im Ausland stets gerechtfertigt 
sein.3 So wurde im auch der unter 5.1.2. der Arbeit näher betrachtete Fall des 
Freiburger Hooligans vom VGH BW entschieden: Diesem wurde aufgegeben, 
sich an höchstens sechs Tagen – die maximal mögliche Anzahl an Spieltagen der 
deutschen Nationalmannschaft bei der EM 2000 – bei jeder beliebigen Polizei-
dienststelle im Bundesgebiet zu melden, sofern er spätestens jeweils einen Tag 
vorher seinen Aufenthaltsort angibt. Nach Ansicht des Gerichts wird durch die 
Meldeauflage die Freizügigkeit des Adressaten nicht unverhältnismäßig ein-
geschränkt.4 
Bei Vorliegen einer konkreten Gefahr, die gerade in der Person des Adressaten 
der Meldeauflage besteht und sich auf Tatsachen bezieht, die zumindest in der 
jüngeren Vergangenheit liegen – die zu Last gelegten Taten sollten nicht länger 
als ein Jahr zurückliegen – kann eine Meldeauflage zusammen mit der Pass- bzw. 
Personalausweisbeschränkung verfügt werden.5 Während der EM 2000 wurden 
insgesamt 230 Meldeauflagen von deutschen Polizeibehörden verfügt.6 
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4.1.4. Gefährderanschreiben/-ansprache 
Bei der nächsten polizeilichen Maßnahmen, die hier näher betrachtet werden soll, 
handelt es sich um die sog. Gefährderansprachen bzw. –anschreiben. 
Bei einer Gefährderansprache sucht die Polizei der Hooligan-Szene angehörige 
bzw. in der Datei Gewalttäter Sport (s. Zf. 2.3. der Arbeit) gespeicherte Personen 
zuhause oder an ihrem Arbeitsplatz auf, um mit ihnen die – nach polizeilichen 
Erkenntnissen – von ihnen ausgehenden Gefahren zielgerichtet zu erörtern. Hier 
erfährt der Betroffene, dass er bereits polizeilich registriert ist und ihm bei 
Begehung einer Straftat die direkte Strafverfolgung droht. 
An Stelle der direkten Ansprache kann auch die Form des Gefährderanschreibens 
gewählt werden.1 
Bezüglich der Rechtsnatur eines Gefährderanschreibens, welches anlässlich des 
EU-Gipfels in Brüssel verfasst wurde, hat das OVG Lüneburg festgestellt, dass es 
sich hierbei nicht um einen VA handelt, da der Maßnahme der 
Regelungscharakter fehlt. Vielmehr enthält das Anschreiben wertende 
Tatsachenmitteilungen: In dem Gefährderanschreiben, das vom Gericht untersucht 
wurde, wird der Adressat darauf hingewiesen, dass er aufgrund seiner Teilnahme 
an demonstrativen Aktionen in der Vergangenheit bereits polizeilich registriert ist 
und daher seine künftige Teilnahme an solchen Aktionen nicht ausgeschlossen 
werden kann. 
Mehrere EU-Gipfel in der Vergangenheit wurden bereits zum Schauplatz 
gewalttätiger Demonstrationen. Des weiteren haben bereits u.a. Linksautonome 
und Globalisierungskritiker anlässlich des im Dezember 2001 anstehenden EU-
Gipfels in Brüssel zu demonstrativen Aktionen aufgerufen. 
Daher wird dem Adressaten des Schreibens nahe gelegt, sich nicht an derartigen 
Aktionen zu beteiligen, um so eine strafrechtliche Verfolgung zu vermeiden. 
Das Gefährderanschreiben trifft keine verbindlichen Regelungen und entfaltet so 
keine unmittelbaren Rechtswirkungen zu Lasten des Adressaten. Allerdings ist 
durch das Gefährderanschreiben dennoch ein durch schlicht-hoheitliches Handeln 
begründetes Rechtsverhältnis zwischen Polizei und Adressaten entstanden. 2 
Bezüglich der Rechtsnatur handelt es sich bei den zu untersuchenden Maßnahmen 
also um Realakte.3        
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Zur Beurteilung der Erforderlichkeit einer Rechtsgrundlage für die zu 
untersuchenden Maßnahmen stellt sich schließlich die Frage, ob durch diese in die 
Grundrechte der Adressaten eingegriffen wird: Das OVG Lüneburg hat 
festgestellt, dass durch das anlässlich des EU-Gipfels in Brüssel verfassten 
Gefährderanschreibens in die Abwehrrechte des Adressaten aus Art. 5 Abs. 1 S.1 
GG und Art. 8 Abs. 1 GG eingegriffen wird. Der Betroffene wird - unter 
Bezugnahme auf seine Verfehlungen in der Vergangenheit – angeschrieben, um 
seine Teilnahme aus Furcht vor der Erheblichkeit erneuter Vergehen zu 
verhindern. Daher kann durch die Maßnahme die Willensentschließungsfreiheit 
des Betroffenen aus Furcht vor polizeilichen Maßnahmen derart beeinflusst sein, 
dass er über keinerlei Entschließungsfreiheit mehr zur Ausübung seiner 
Versammlungs- und Meinungsfreiheit verfügen wird. Das Gefährderanschreiben 
stellt also einen Grundrechtseingriff dar, für den eine Rechtsgrundlage 
erforderlich ist.1  
Bei Gefährderanschreiben gegenüber gewaltbereiten Fußballfans wird zumindest 
in die allgemeine Handlungsfreiheit aus Art. 2 Abs. 1 GG eingegriffen. Zwar lässt 
sich anführen, dass nur der Besuch eines Fußballspiels und nicht die Beteiligung 
an gewalttätigen Handlungen aus Anlass eines solchen Spiels vom Schutzbereich 
des Art. 2 Abs. 1 GG erfasst ist. Wer aber bereits als gewaltbereiter Fußballfan 
polizeilich bekannt ist und so Adressat eines Gefährderanschreibens wird, wird in 
Hinblick auf die Nachteile, die ihm bei der Ankunft am Stadion drohen, keine 
Entschließungsfreiheit mehr haben. Die Frage nach einer Einflussnahme auf die 
Willensentschließungsfreiheit richtet sich nach dem Empfängerhorizont des 
Adressaten, also danach, wie dieser das Schreiben verstehen konnte und durfte. 
Das Verdeutlichen von Konsequenzen stellt somit ebenfalls einen Grundrechts-
eingriff dar, für den eine Befugnisnorm benötigt wird.2 
Die Eingriffsqualität der Gefährderansprache wird auch kritisch gesehen: Die 
Kriterien eines Grundrechtseingriffs hingen von der Art des Auftretens der Polizei 
gegenüber dem Betroffenen selbst und dessen Umfeld ab. Die persönliche Ehre 
oder der gute Ruf des Adressaten, welche über Art. 2 Abs. 1 iVm Art. 1 Abs. 1 
GG geschützt sind, kann u.a. dann vorliegen, wenn durch die Gefährderansprache 
bezweckt wird, ihm zuhause oder am Arbeitsplatz  -für sein Umfeld erkennbar - 
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sein gewalttätiges Verhalten im Stadion in der Vergangenheit vor Augen zu 
führen und ihn so als polizeibekannten Hooligan auszuweisen. Dies gilt 
unabhängig davon, ob sein Umfeld bereits davon Kenntnis hat, dass er der 
Hooligan-Szene angehört, weil ihm durch regelmäßige Besuche der Polizei stets 
negative Konsequenzen entstehen können. 
In einem solchen Fall ist ein Eingriff zu bejahen und somit eine Ermächtigungs-
grundlage erforderlich.1 
Das OVG Lüneburg hat mit Urteil vom 22.09.2005 festgestellt, dass ein 
polizeiliches Gefährderanschreiben bei Vorliegen einer konkreten Gefahr auf die 
polizeiliche Generalklausel gestützt werden kann. Eine konkrete Gefahr liegt vor, 
wenn sich durch Tatsachen belegen lässt, dass gerade in der Person des 
Adressaten die hinreichende Wahrscheinlichkeit der Begehung von Straftaten, die 
im Zusammenhang mit dem Inhalt des Gefährderanschreibens stehen, besteht und 
dieser damit als Störer qualifiziert werden kann.2 Im konkreten Lebenssachverhalt, 
der dem OVG zur Entscheidung vorlag, wurde das Vorliegen einer vom 
Adressaten ausgehenden Gefahr für die öffentliche Sicherheit verneint. Die 
polizeilichen Erkenntnisse, wonach im Rahmen des EU-Gipfels mit gewalttätigen 
Ausschreitungen, an denen auch deutsche Staatsbürger beteiligt sein können, zu 
rechnen ist, werden vom Gericht nicht bestritten. Die vorliegenden Erkenntnisse 
rechtfertigen aber nicht die Annahme, dass sich gerade der Adressat des 
Gefährderanschreibens an den gewalttätigen Aktionen im Rahmen des EU-Gipfels 
beteiligen werde. 
Eine Qualifizierung als Verhaltensstörer kommt nur in Frage, wenn der 
Betroffene mindestens wegen einer, auf den Inhalt des Anschreibens bezogenen, 
Straftat rechtskräftig verurteilt wurde oder gegen ihn wegen einer solchen 
Gewalttat ermittelt wird, die in zeitlicher Nähe und im sachlichen Zusammenhang 
zum Gefährderanschreiben steht. Zudem müssen Anhaltspunkte vorliegen, die 
eine hinreichende Wahrscheinlichkeit begründen, dass sich der Betroffene erneut 
an derartigen Straftaten beteiligen wird. Folglich wurde im konkreten Fall 
aufgrund des Fehlens der zeitlichen Nähe und des sachlichen Zusammenhangs der 
aufgeführten Vergehen des Adressaten zum Anschreiben eine konkrete Gefahr 
verneint. Ein Rückgriff auf die Generalklausel scheidet in diesem Fall aus.3 
34 
1 Arzt, Die Polizei 2006, 156 (161); Deusch, Die Polizei 2006, 145 (146) 
2 Arzt, Die Polizei 2006, 156 (158, 161) 
3
 Nolte, NVwZ 2001, 147 (150) 
4 Franz/Günther, NWVBl. 2006, 201 (206) 
Inwiefern lassen sich nun diese Erkenntnisse auch auf Gefährderanschreiben und -
ansprachen, die an gewaltbereite Fußballfans gerichtet werden, übertragen: 
Auch in diesen Fällen sind hohe Anforderungen an die Gefahrenprognose zu 
stellen. Eine konkrete Gefahr – als Voraussetzung eines, auf die Generalklausel 
gestützten, polizeilichen Handelns – kann nicht allein dadurch begründet werden, 
dass der Betroffene als Angehöriger der Szene gewaltbereiter Fußballfans polizei-
bekannt oder in der Datei Gewalttäter Sport (s. Zf. 2.3.) registriert ist. Aus einer 
individuellen, belegbaren und nachvollziehbaren Gefahrenprognose muss sich 
ergeben, dass gerade der Adressat des Gefährderanschreibens in naher Zukunft 
eine Gefahr für die öffentliche Sicherheit darstellen wird. Liegen der Polizei also 
zusätzlich Erkenntnisse vor, die belegen, dass der Betroffene anlässlich der im 
Gefährderanschreiben genannten Sportgroßveranstaltung die Begehung von 
Gewalttaten plant, kommt die polizeiliche Generalklausel als Ermächtigungs-
grundlage für diese Maßnahme in Betracht.1 
Um zu verhindern, dass sich Gefährderanschreiben und –ansprachen mehr und 
mehr zu typischen polizeilichen Standardmaßnahmen entwickeln, sollte – auch 
unter Beachtung des Bestimmtheitsgebots und Übermaßverbots – nur für einen 
Übergangszeitraum auf die polizeiliche Generalklausel zurückgegriffen werden, 
da sich deren Auffangfunktion mit der Zeit erschöpft. Hierfür ist aber die 
Einführung einer eigenständigen Regelung durch den Gesetzgeber erforderlich.2 
 
Nicht nur unter Berücksichtigung der hohen Anforderungen, die an die Gefahren-
prognose zu stellen sind, lässt sich sagen, dass Gefährderansprache und 
Gefährderanschreiben den grundrechtsschonendsten Eingriff bei Maßnahmen zur 
Gefahrenabwehr bei Sportgroßveranstaltungen darstellen.3 
Unabhängig davon stellen sie ein geeignetes Mittel dar, den Hooligans ihre 
Anonymität zu entziehen. Dies ist erforderlich, da sie aus der Masse der über-
wiegend friedlichen Stadionzuschauern heraus ihre Gewalttaten begehen. Daher 
wurden auch im Vorfeld der Fußball-WM 2006 in Deutschland zahlreiche 
Hooligans von Polizeibeamten angesprochen und die Konsequenzen aufgezeigt, 
mit denen sie im Falle eines polizeirelevanten Fehlverhaltens zu rechnen haben.4 
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5.2. Maßnahmen während der Anreise 
Wie in der Einleitung (Zf. 1.) kurz angedeutet sind bei Maßnahmen, die während 
der Anreise getroffen werden, in erster Linie der Polizeivollzugsdienst in der 
Pflicht. Es werden beispielsweise stationäre und mobile Kontrollstellen 
eingerichtet, für diese - neben der allgemeinen Aufgabenzuweisung – keine 
zusätzlichen gesetzlichen Befugnisse erforderlich sind.1 
Anders verhält es sich allerdings, wenn im Rahmen der Kontrollen Maßnahmen 
ergriffen werden, die in die Grundrechte der Betroffenen eingreifen. Hierfür sind 
zusätzliche, gesetzliche Ermächtigungen erforderlich.2 
 
5.2.1. Kontrollen zum Zwecke der Durchsuchung und Identitätsfeststellung 
Eine Ermächtigungsgrundlage zur Feststellung der Identität von Personen liefert § 
26 Abs. 1 Nr. 2 PolG-BW. Hiernach kann die Polizei die Identität einer Person 
feststellen, wenn sich diese an einem Ort befindet, an dem sich erfahrungsgemäß 
Straftäter verbergen, Personen Straftaten verabreden, vorbereiten oder verüben, 
sich ohne erforderliche Aufenthaltserlaubnis treffen oder der Prostitution 
nachgehen. Solche Orte werden als gefährlich oder verrufen bezeichnet.3 
Allerdings werden Kontrollstellen zur Identitätsfeststellungen bei Sportgroßveran-
staltungen in der Regel an Busabfahrtspunkten, Bahnhöfen oder anderen 
bekannten Anmarschrouten oder Treff- und Sammelpunkten der Fans, also noch 
weit vom Eingang zum Stadion entfernt, eingerichtet.2 Es handelt sich hierbei also 
um Orte, die nicht ohne Weiteres als gefährlich oder verrucht bezeichnet werden 
können.  
Die Informationen, die die Polizei aus ihrer Ermittlungsarbeit im Vorfeld der 
Sportgroßveranstaltung gewonnen hat, können allerdings Identitätsfeststellungen 
an einem Ort rechtfertigen, der bislang als unverdächtig galt. Für die Ausweisung 
eines gefährlichen Ortes ist weder eine kriminelle Vorgeschichte, noch eine 
Prognose über seine zukünftige Entwicklung erforderlich.1  
Allerdings ist es erforderlich, dass sich die zu kontrollierende Person am besagten 
Ort aufhält, dort also verweilt. Wird der Ort von der betroffenen Person lediglich 
passiert, ohne dass sie Kontakt zu andern Menschen aufnimmt, kann nicht von 
einem Aufhalten an dem besagten Ort ausgegangen werden. 4  
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Ein Fan, der gleich nach Ankunft am Bahnhof sich auf den Weg zum Stadion 
macht, kann also nicht kontrolliert werden. Wohl aber ein Fan, der am Bahnhof 
wartet, um gemeinsam mit anderen Besuchern den Weg ins Stadion zu nehmen.1 
Dagegen zählen bestimmte, berüchtigte Fan-Blöcke in Stadion sowie bekannte 
Treffpunkte der Hooligan-Szene in Gaststätten zu den gefährlichen Orten. Somit 
kann jeder Stadionbesucher, der sich an diesen Orten aufhält, zu Zwecken der 
Identitätsfeststellung von der Polizei angehalten werden, ohne dass ein konkreter 
Verdacht gegen die Person besteht.2 
Durch die Identitätsfeststellung wird in das Recht auf informationelle Selbst-
bestimmung aus Art. 2 Abs. 1 iVm. Art. 1 Abs. 1 GG eingegriffen.3  
An Orten, die als gefährlich oder verrucht gelten, findet sich also eine gesetzliche 
Ermächtigung zur Feststellung der Identität von Personen in § 26 PolG-BW.4 
Wie weiter oben erwähnt, errichtet die Polizei vor Beginn einer 
Sportgroßveranstaltung Kontrollstellen an bestimmten, neuralgischen Punkten wie 
Bahnhöfen, Bushaltestellen, bekannten Anmarschrouten der Fans und vor den 
Stadioneingängen ein. Mit diesen Kontrollen wird bezweckt, auffällige Personen 
anzuhalten und nach verbotene Gegenständen wie Messern, Baseballschlägern 
und Feuerwerkskörpern zu durchsuchen.3 
Das Anhalten zur Durchsuchung schränkt das Grundrecht auf freie Entfaltung der 
Persönlichkeit aus Art. 2 Abs. 1 GG, die anschließende Durchsuchung das all-
gemeine Persönlichkeitsrecht, welches durch Art. 2 Abs. 1 iVm Art. 1 Abs. 1 GG 
garantiert wird, ein. Sollen im Rahmen der Kontrolle auch Gegenstände 
durchsucht werden, die dem Betroffenen gehören, liegt ein Eingriff in das Recht 
auf Eigentum aus Art. 14 GG vor. Die für die Maßnahme erforderliche 
Rechtsgrundlage findet sich in § 29 PolG-BW.2 
Gem. § 29 Abs.1 Nr. 2 PolG-B kann die Polizei bei Vorhandensein objektiver und 
nachvollziehbarer Anhaltspunkte, dass eine Person Gegenstände mit sich führt, 
die sichergestellt oder beschlagnahmt werden dürfen, den Betroffenen 
durchsuchen. Ein Mitsichführen von Sachen kann angenommen werden, wenn die 
Person die tatsächliche Gewalt im Sinne der §§ 854 I, 855 BGB über die Sache 
ausübt bzw. ausüben kann. Dies ist immer dann der Fall, wenn die zu 
durchsuchende Person Gegenstände in  hrer Kleidung mit sich trägt.5   
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Ferner muss es sich um Gegenstände handeln, die ausschließlich nach den Vor-
schriften der §§ 32, 33 PolG-BW sichergestellt oder beschlagnahmt werden 
können. Ein Gegenstand, der nach Vorschriften außerhalb des PolG-BW zu be-
schlagnahmen wäre, fällt also nicht darunter.1 
Für Waffen oder Gegenstände, die als solche verwendet werden können, käme 
eine Beschlagnahme nach § 33 Abs. 1 Nr. 1 1. Alt. PolG-BW in Betracht. 
Hiernach kann die Beschlagnahme zum Schutz des Einzelnen oder des 
Gemeinwesens gegen eine unmittelbar bevorstehende Störung der öffentlichen 
Sicherheit oder Ordnung oder zur Beseitigung einer bereits eingetretenen Störung 
erfolgen. 
Dem bisherigen Gewahrsamsinhaber wird die Sache weggenommen mit der 
Absicht, ihn den unmittelbaren Besitz zu entziehen und amtlichen Gewahrsam zu 
begründen. Die Beschlagnahme nach § 33 PolG dient alleine dem Schutz anderer 
oder der Allgemeinheit. 
Erforderlich ist eine unmittelbar bevorstehende Störung der öffentlichen 
Sicherheit und Ordnung. Der Störungseintritt muss also – nach allgemeiner 
Erfahrung – in allernächster Zeit mit Gewissheit eintreten, wenn seitens der 
Polizei nicht eingegriffen wird. 2 
Gegenstände, die von den Besuchern einer Sportgroßveranstaltung mitgeführt 
werden und als Schuss-, Hieb- und Stoßwaffen im Sinne des Waffengesetzes oder 
als Sprengstoffe nach dem Sprengstoffgesetz zu deklarieren sind, lassen sich 
anhand dieser Rechtsgrundlage unproblematisch beschlagnahmen.3 Bringt ein 
Besucher einer Sportgroßveranstaltung ein Messer oder einen Baseball-Schläger 
mit, so lässt sich nach allgemeiner Erfahrung sagen, dass er diesen Gegenstand 
auch zur Ausübung von Gewalttaten am Rande des gleich beginnenden Spiels 
nutzen wird. Mit einem Störungseintritt ist also in allernächster Zeit mit 
Gewissheit zu rechnen, wem dem Betroffenen nicht der Gegenstand bei einer 
Kontrolle, die unmittelbar vor dem Spiel stattfindet, abgenommen wird. 
Kritisch zu betrachten ist eine Beschlagnahme von Gegenständen, die keine 
Waffen im technischen Sinne sind, aber dennoch als solche gebraucht werden 
können. Nur aufgrund der objektiven Eignung als Waffe darf ein Gegenstand 
nicht beschlagnahmt werden. Ansonsten können keinerlei Fanutensilien mehr zu 
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einem Fußballspiel mehr mitgebracht werden.1 
 
Allerdings werden am Rande von Sportgroßveranstaltungen auch Gegenstände 
beschlagnahmt, die keine Waffen im technischen Sinne sind oder deren Besitz 
nicht strafbar ist. Ein solcher Gegenstand ist z.B. eine Pressluftfanfare, die von 
Krawallmachern als Flammenwerfer eingesetzt wird.2 
Das Mitführen von Gegenständen, die bei zweckwidriger Verwendung als Waffe 
gebraucht werden können, ist allein zur Durchführung einer Beschlagnahme nicht 
ausreichend. Über die Person, bei der Fanutensilien gefunden werden, die 
prinzipiell auch als Waffe missbraucht werden können, müssen ferner Tatsachen 
bekannt sein, die die Annahme rechtfertigen, dieser werde sich auch an gewalt-
samen Ausschreitungen beteiligen.3  
Für die Annahme, dass der Betroffene einen beim ersten Hinsehen harmlos 
wirkenden Gegenstand zur Begehung gefährlicher Gewalttaten nutzen wird, kann 
die Eintragung des Fans in die Datei Gewalttäter Sport sprechen. Es wäre also für 
die Polizeibeamten an der Kontrollstelle hilfreich, wenn sie einen entsprechenden 
Abgleich mit der Verbunddatei vor Ort durchführen könnten.4 
Hilfreich ist es ebenfalls, wenn rechtzeitig vor Durchführung der Kontrolle bei 
den Kollegen, die die Fan-Szene des Gastvereins beobachten, erfragt wird, von 
welchen der anreisenden Fans Gefahren ausgehen könnten. 
Eine Beschlagnahme kann auch dadurch begründet sein, dass der fragliche 
Gegenstand überhaupt nicht ins Stadion mitgenommen werden darf. In der 
Musterstadionordnung des DFB und des Ligaverbandes ist u.a. festgeschrieben, 
dass von den Fans keine Fahnenstangen mitgebracht werden dürfen, die länger als 
einen Meter sind oder einen größeren Durchmesser als drei Zentimeter haben.5 
 
Die Polizisten an der Kontrollstelle werden aber nicht nur Personen durchsuchen, 
die bereits als gewaltbereit polizeilich bekannt sind, sondern auch Fans näher 
betrachten, bei denen der Verdacht besteht, dass sie zur Hooligan-Szene gehören 
könnten. Auch wenn sich diese an gefährlichen Orten aufhalten, bestehen Ein-
schränkungen bezüglich der Rechtmäßigkeit einer Durchsuchung. 6  
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Die an dem Ort befürchtete Straftat muss zu einer Gefährdung von Personen oder 
wichtigen Objekten führen. Ferner kann nur durchsucht werden, wer als Störer 
klassifiziert werden kann.1 
 
Hierbei bereit das zuletzt genannte Kriterium häufig Probleme. Fielen Hooligans 
in der Vergangenheit vor allem durch ihre, mit Vereinsemblemen übersäten 
Jacken auf, kommen sie heute zunehmend in unauffälliger Kleidung zum Spiel. 
Dadurch können sie von den Polizeibeamten auch immer schwerer von 
unbeteiligten Passanten oder friedlichen Fans unterschieden werden. 
Bei einer Durchsuchung von Personen, deren Klassifizierung als gewaltbereit 
fraglich ist, muss daher der Verhältnismäßigkeitsgrundsatz besonders beachtet 
werden. Die Gründlichkeit der Durchsuchung und die damit verbundene Beein-
trächtigung des Betroffenen muss sich im Einzelfall daran orientieren, welche 
Gefahr vorliegt bzw. zu vermeiden ist. So sollte eine Person nur zum Entkleiden 
aufgefordert oder zur Dienststelle verbracht werden, wenn neben dem bloßen 
Verweilen der Person am gefährlichen Ort weitere Tatsachen für eine von der 
Person ausgehende Gefahr sprechen.2 
 
Dabei ist unerheblich, ob die Identität der zu untersuchenden Person bereits vorab 
festgestellt wurde.1 
 
Durch die Einrichtung von Kontrollstellen am Rande einer Sportgroß-
veranstaltung wird erreicht, dass potenzielle Gewalttäter aus der Anonymität der 
Masse herausgehoben werden. Sie stellen ein angemessenes Mittel dar, um 
Ausschreitungen am Rande eines Fußballspiels zu verhindern oder mindestens zu 
begrenzen. 
Durch die Beschlagnahme von Gegenständen, die als Waffen missbraucht werden 
können, wird den Hooligans das Werkzeug zur Begehung gefährlicher 
Gewalttaten genommen. Außerhalb der Sportstätten wird diese Aufgabe von der 
Polizei wahrgenommen. Sollten dennoch unerlaubte Gegenstände an den 
Veranstaltungsort gelangen ist es Aufgabe der vom Veranstalter eingestellten 
privaten Sicherheitsleute, diese Gegenstände zu konfiszieren.3 
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5.2.2. Platzverweise 
Wird nun bei einem angeblichen Fan, der sich auf dem Weg ins Stadion befindet, 
an einer polizeilichen Kontrollstelle ein verbotener Gegenstand gefunden, wird es 
sich empfehlen, dem Hooligan den Zugang zur Sportgroßveranstaltung von vorn-
herein zu untersagen. Ein solches Vorgehen ist ebenfalls ratsam, wenn der Fan 
stark alkoholisiert ist oder bekannt ist, dass er gegen Auflagen des Veranstalters 
verstoßen hat. Solche Verstöße gegen Auflagen des Sportveranstalters können das 
Abschießen von Feuerwerken, das Überklettern von Zäunen, die die Fans vom 
Spielfeld trennen, ein Verstoß gegen die Auflage, dass die Fans gegnerischer 
Mannschaften in getrennten Blöcken das Spiel anschauen müssen und ein Verstoß 
gegen das Alkoholverbot sein oder der Umstand, dass der Fan das Stadion betritt, 
obwohl der Veranstalter ein Stadionverbot gegen ihn verhängt hat.1 
Als polizeiliche Maßnahme mit der erreicht werden kann, dass der negativ auf-
fällige Fan der Sportgroßveranstaltung fernbleibt, kommt der Platzverweis in 
Betracht, welcher in fast allen Polizeigesetzen der Bundesländer als Standard-
maßnahme definiert ist. Voraussetzung ist das Vorliegen einer konkreten Gefahr, 
welche von dem gewaltbereiten Fußballfan immer dann ausgehen wird, wenn er 
einen der eben genannten Verstöße begangen hat.2 
In Baden-Württemberg ist der Platzverweis allerdings nicht spezialgesetzlich 
geregelt. Er ist daher auf die Generalklausel der §§ 1, 3 PolG zu stützen. 
Allerdings sind die Voraussetzungen insofern identisch, als auch die 
Generalklausel das Vorliegen einer konkreten Gefahr für die öffentliche 
Sicherheit und Ordnung verlangt.3 Daher hat das Fehlen einer gesetzlichen 
Normierung des Platzverweises als polizeiliche Standardmaßnahme in Baden-
Württemberg keine Auswirkungen auf die Gültigkeit der folgenden 
Ausführungen, die sich auf Aufsätze beziehen, bei denen die Autoren jeweils die 
Polizeigesetze anderer Bundesländer zu Grunde gelegt haben. 
Ein Platzverweis kann verfügt werden, um eine Person vorübergehend daran zu 
hindern, einen bestimmten Ort zu betreten. Er ist aber auch dann zulässig, eine 
Person oder Personengruppe aufzufordern, einen bestimmten Ort vorübergehend 
zu verlassen.2 Dadurch wird die durch Art. 2 Abs. 1 GG garantierte allgemeine 
Handlungsfreiheit in Form der Bewegungsfreiheit des Betroffenen eingeschränkt. 
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Hierzu ist eine gesetzliche Ermächtigung erforderlich.1 
In Betracht kommt der Platzverweis, dessen tatbestandsmäßige Voraussetzungen 
im Falle des zu gewaltsamen Handlungen entschlossenen Fußballfans auch 
vorliegen. 
Im Rahmen der WM 2006 bestand die Möglichkeit, Platzverweise für das Stadion 
selbst und die nähere Umgebung, die Innenstadt oder für Plätze, mit speziellem 
WM bezug gegenüber polizeibekannten Hooligans zu verfügen. Somit bestand 
auch die Möglichkeit, als gewaltbereit bekannte Personen vom Besuch der Public 
Viewing Areas, in denen unzählige Fans die WM-Spiele auf Großleinwänden 
verfolgten, abzuhalten.2 
Abschließend stellt sich nun die Frage, wie der Platzverweis durchgesetzt werden 
kann: Es würde sich der sog. Verbringungs- bzw. Rückführungsgewahrsam 
anbieten. Hier wird der Störer an einen weiter entfernten Ort zurückgeschickt – 
z.B. an seinen Heimatort. Durch die räumliche Distanz wird er an der Begehung 
von strafbaren Handlungen im Zusammenhang mit der Sportgroßveranstaltung 
gehindert.3 
Allerdings ist die Rechtmäßigkeit des Verbringungsgewahrsams in der Literatur 
z.T. umstritten, da es sich hierbei nicht um eine rechtmäßige Form des 
Gewahrsams handle. Auch die Verhältnismäßigkeit der Maßnahme wird als 
kritisch erachtet. Ferner fehlt eine spezialgesetzliche Regelung in Form einer 
polizeilichen Standardmaßnahme.4  
Anderen Ansichten nach wird der Verbringungsgewahrsam als Vollstreckungs-
maßnahme des Platzverweises für rechtmäßig erachtet.5 
Tatsächlich muss bei derartigen Maßnahmen wie folgt unterschieden werden: 
Wird die Person, gegenüber welcher der Platzverweis verfügt wurde, zur nächst-
gelegen Polizeidienststelle gebracht, stellt dieses Handeln lediglich die Voll-
streckung der Grundverfügung (Platzverweis) durch unmittelbaren Zwang dar. 
Wird der Störer dagegen zur Durchsetzung der Verfügung an einen Ort umgesetzt, 
von dem aus er eine längere Heimreise zurückzulegen hat, weist diese Maßnahme 
eigenständigen Regelungsgehalt auf. Es handelt sich hierbei nicht um eine bloße 
Vollstreckungsmaßnahme des Platzverweises.6  
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Vielmehr ist für die Umsetzung eine eigenständige Rechtsgrundlage 
heranzuziehen, die sich in der Generalklausel findet. Verhältnismäßig ist eine 
solche Maßnahme nur, wenn konkrete Anhaltspunkte angeführt werden können, 
dass der Betroffene nicht die Absicht haben wird, sich an den Platzverweis zu 
halten und daher die alsbaldige Rückkehr zum Veranstaltungsort bezweckt.1 
 
5.2.3. Ingewahrsamnahmen 
Im Folgenden soll die drastischste Maßnahme untersucht werden, die der Polizei 
zur Gefahrenabwehr gegen einzelne, gewaltbereite Fußballfans auf der Anreise zu 
einer Sportgroßveranstaltung zur Verfügung steht. Im Rahmen einer Gewahrsam-
nahme wird der Betroffene gegen seinen Willen an einem klar abgegrenzten Ort 
festgehalten, um die Realisierung einer von ihm ausgehenden Gefahr zu 
verhindern. Die Gewahrsamnahme darf nicht die Folge einer anderen, gefahren-
abwehrenden Maßnahme sein.2 
Hierbei handelt es sich um eine vorübergehende Freiheitsentziehung, die das 
Grundrecht auf Bewegungsfreiheit aus Art. 2 Abs. 2 S. 2 GG einschränkt. Art. 
104 GG fordert hierfür eine Ermächtigungsgrundlage. Ferner verlangt der 
Grundsatz vom Vorbehalt des Gesetzes, dass das Verfahren für die 
Freiheitsentziehung spezialgesetzlich geregelt wird.2 
Eine Rechtsgrundlage zur Entziehung der körperlichen Bewegungsfreiheit liefert 
§ 28 PolG-BW, welcher die Gewahrsamnahme regelt.3 So lässt § 28 Abs. 1 Nr. 1 
PolG-BW die Gewahrsamnahme einer Person u.a. dann zu, wenn auf andere 
Weise eine unmittelbar bevorstehende erhebliche Störung der öffentlichen 
Sicherheit oder Ordnung nicht verhindert, oder eine bereits eingetretene 
erhebliche Störung nicht beseitigt werden kann. 
Die Tatbestandvoraussetzungen für eine Ingewahrsamnahme sind dann gegeben, 
wenn bei einer Person, die auf dem Weg zu einer Sportgroßveranstaltung 
kontrolliert wird, Gegenstände gefunden werden, die offensichtlich zur Begehung 
von gewalttätigen Ausschreitungen genutzt werden oder erfahrungsgemäß hierzu 
verwendet werden können. Dies gilt unzweifelhaft für Waffen.4 
Fanutensilien dagegen werfen die gleichen Probleme auf, wie bei ihrer Beschlag-
nahme – s. Zf. 5.2.1. .        
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Eine Person, die den in der hiesigen Hooligan-Szene ermittelnden Polizisten 
bekannt oder in der Datei Gewalttäter Sport registriert ist und zudem einen 
solchen Gegenstand zu einem Fußballspiel mitbringt, wird aber regelmäßig eine 
unmittelbar bevorstehende erhebliche Störung der öffentlichen Sicherheit 
darstellen, welche Voraussetzung für eine Ingewahrsamnahme ist.1 
Dagegen kann allein das Mitbringen von Waffen, Werkzeugen oder anderen 
Gegenständen zu einer Sportgroßveranstaltung, die zur Begehung gewalttätiger 
Auseinandersetzungen bestimmt oder hierfür zumindest prinzipiell geeignet sind, 
die Annahme begründen, dass eine unmittelbar bevorstehende erhebliche Störung 
der öffentlichen Sicherheit und Ordnung von dieser Person zu erwarten ist.2 
 
Zudem setzt § 28 PolG-BW voraus, dass die Störung nicht anders verhindert oder 
beseitigt werden kann als durch eine Gewahrsamnahme der betroffenen Person. 
Fraglich ist also, ob nicht die unter Zf. 5.2.1. der Arbeit untersuchte Beschlag-
nahme des gefährlichen Gegenstandes zur Störungsbeseitigung ausreicht. 
Eine Beschlagnahme ist dann nicht ausreichend, wenn trotz ihrer Durchführung 
weiterhin die Gefahr der Begehung von Gewalttaten durch den von ihr 
Betroffenen ausgeht. Anhaltspunkte hierfür liefert das Verhalten der Person in der 
Vergangenheit. Ist er bereits als gewaltbereiter Hooligan mit einer Reihe 
einschlägiger Straftaten in der Datei Gewalttäter Sport registriert, die den 
Verdacht nahe legen, dass ihn auch polizeiliche Vorfeldmaßnahme, wie die 
Beschlagnahme von ihm gehörenden Gegenständen nicht von der Begehung von 
Gewalttaten im Rahmen des Fußballspiels abhalten werden, kann die vom Störer 
ausgehende Gefahr nicht auf andere Weise als durch dessen Gewahrsamnahme 
beseitigt werden.3 
 
Art. 104 Abs. 2 GG und § 28 Abs. 3 und 4 PolG-BW fordern eine unverzügliche 
richterliche Entscheidung über die Fortdauer des Gewahrsams.4 
Obgleich es keine verfassungsrechtliche Verpflichtung gibt5, hat es sich bei Sport-
großveranstaltungen, bei denen mit Hooligan-Ausschreitungen zu rechnen ist, 
bewährt, dass vor dem Spiel eine Absprache mit dem örtlichen Amtsgericht über 
einen richterlichen Bereitschaftsdienst während der Veranstaltung getroffen wird.4 
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Allerdings wirft diese Praxis auch zwei bedeutsame Probleme auf: 
Sind mehrere Ingewahrsamnahmen zu prüfen, wird der Richter selten über 
genügend Aktenmaterial für den zu beurteilenden Einzelfall verfügen. 
Ferner besteht die rechtsstaatliche Verpflichtung, dass der Richter jeden von einer 
Ingewahrsamnahme Betroffenen mündlich anhört.1 
Ohne richterliche Überprüfung darf der gewaltbereite Fußballfan bis zum Ende 
des nächsten Tages festgehalten werden – vgl. § 28 Abs. 3 S. 1 PolG-BW.2 
Eine richterliche Entscheidung kann gem. § 14 Abs. 1 S. 2 MEPolG auch ganz 
unterbleiben, wenn sie erst nach Wegfall des Grundes für die polizeiliche 
Maßnahme ergehen würde.3 Ist der polizeiliche Zweck der Maßnahme erreicht, 
soll der Gewahrsam nicht weiter aufrecht erhalten werden, nur um eine 
richterliche Entscheidung herbeizuführen. Insofern kann eine Person auch dann in 
Gewahrsam genommen werden, wenn sich vorhersehen lässt, dass der Betroffene 
noch vor einer richterlichen Entscheidung freigelassen wird.4 
Ist es aber möglich, eine Entscheidung des zuständigen Richters noch vor der 
Freilassung des Betroffenen einzuholen, muss der Richterspruch auch dann abge-
wartet werden, wenn der Betroffene ohnehin bereits in wenigen Stunden freige-
lassen werden soll.5 
 
Obgleich die Ingewahrsamnahme die drastischste aller Maßnahmen, die 
gegenüber Hooligans bei der Anreise zu einer Sportgroßveranstaltung getroffen 
werden, darstellt, wird sie in der Praxis erstaunlich häufig angewendet: 
So wurden in der Spielzeit 1997/98 am Rande der Spiele der Bundesliga, des 
DFB-Pokals, des UEFA-Cups und den Länderspielen zusammen insgesamt 3.559 
Personen vorübergehend in Gewahrsam genommen.6 
 
 
5.3. Maßnahmen nach Ende des Spiels 
Während des Spiels wird die Veranstaltung im Wesentlichen durch den 
Veranstalter selbst, unter Zuhilfenahme von privaten Ordnerdiensten, abgesichert. 
Ihnen obliegt im Wesentlichen die Aufgabe, das Hausrecht und die Auflagen des
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Veranstalters durchzusetzen, d.h. unter anderem dafür zu sorgen, dass der 
Blockzwang eingehalten wird und dass Fans, gegen die ein Hausverbot 
ausgesprochen wurde, vom Veranstaltungsort verwiesen werden.1 
Nach dem Abpfiff dagegen ist es wiederum Aufgabe der Polizei dafür zu sorgen, 
dass die Menschenmengen ohne weitere Zwischenfälle zu den Parkplätzen bzw. 
den Bahnhöfen gelangen. Im Folgenden werden die polizeilichen Maßnahmen, 
die hierzu ergriffen werden, näher erläutert. Maßnahmen seitens der Veranstalter 
werden anschließend unter Zf. 6. der Arbeit abgehandelt. 
 
5.3.1. Fanbegleitung und verzögerter Abmarsch der Fan-Blöcke 
Eine mögliche, polizeiliche Maßnahme zur Verhinderung gewaltsamer Aus-
schreitungen von Hooligans während dem Abmarsch vom Stadion, stellt die sog. 
Fanbegleitung dar: 
Bei der Fanbegleitung handelt es sich um eine einschließende, hautnahe Be-
gleitung der Stadionbesucher durch uniformierte Polizeibeamte, die nach dem 
sog. Kletttenprinzip durchgeführt wird, auf dem Weg vom Stadion hin zu den 
verschiedenen Abfahrtsorten wie z.B. Bahnhöfen oder Parkplätzen.2 
Unter der großen Menge an Stadionbesuchern befinden sich neben den gewalt-
bereiten Hooligans auch eine Vielzahl friedlicher Fans, die von der Maßnahme 
gleichermaßen betroffen sind. Es werden also Nicht-Störer in Anspruch ge-
nommen; die Voraussetzungen des polizeilichen Notstandes sind zu prüfen.3 
Allerdings kann eine gegenwärtige, erhebliche Gefahr zur Rechtfertigung des 
polizeilichen Notstandes angenommen werden: Im Falle einer von Hooligans 
veranlassten Massenschlägerei werden die Rechtsgüter der körperlichen 
Unversehrtheit, der Gesundheit und in Einzelfällen auch des Lebens aller 
Beteiligten massiv gefährdet. Aufgrund, der engen räumlichen Nähe, die durch 
den nahezu gleichzeitigen Abmarsch aus dem Stadion entsteht, kann innerhalb 
kürzester Zeit die gesamte Gruppe von den Gewalttaten Einzelner betroffen sein. 
Insofern ist auch das Kriterium der Unmittelbarkeit erfüllt.4 
Bei der einschließenden Begleitung handelt es sich um einen Realakt.5 Es ist also 
folglich zu prüfen, inwiefern in die Grundrechte der Betroffenen eingegriffen 
wird.
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Bei der Fanbegleitung werden gewaltbereite Fans im Ernstfall von den Polizei-
beamten eingeschlossen. Sie werden aber nicht an einem bestimmten Ort festge-
halten. Sie können gehen, wohin sie wollen, nur nicht ohne polizeiliche 
Begleitung. Insofern liegt keine Ingewahrsamnahme vor, ein Eingriff in Art. 2 
Abs. 2 GG ist auszuschließen.1 
Allerding erlangt die Begleitung der Fans durch die Polizei dadurch Eingriffs-
qualität, dass sie auf Außenstehende wie potentielle Gewalttäter wirken. Eine 
Beeinträchtigung des guten Rufs oder der persönlichen Ehre der Betroffenen ist – 
analog zur Gefährderansprache, die unter Zf. 5.1.4. der Arbeit näher erläutert 
wurde - anzunehmen.2 
Da eine polizeiliche Standardmaßnahme als Ermächtigungsgrundlage für die 
Fanbegleitung nicht in Betracht kommt, handelt es sich hierbei um eine atypische 
polizeiliche Maßnahme, für die auf die polizeiliche Generalklausel zurück-
gegriffen werden muss.1  
Folglich ist eine einschließende Begleitung rechtmäßig, wenn eine konkrete 
Gefahr vorliegt. Sind aufgrund der Zusammensetzung der Stadionzuschauer bei 
deren Abmarsch aus dem Stadion Ordnungswidrigkeiten, Straftaten oder 
verfassungsfeindliche Handlungen zu befürchten, in deren Folge es u.a. zu einer 
Beeinträchtigung von Leben und Gesundheit von Personen kommen kann, wird 
die Fanbegleitung zulässig und auch verhältnismäßig sein.3 
 
Um ein direktes Zusammentreffen der Fans der gastgebenden Mannschaft mit den 
Anhängern des gegnerischen Teams unmittelbar nach Abpfiff des Spiels zu 
verhindern, hat sich in der polizeilichen Praxis der sog. verzögerte Abmarsch der 
Fan-Blöcke bewährt. Die Zuschauer im Fan-Block der Gastgeber bleiben so lange 
im Stadion, bis die Fans der gegnerischen Mannschaft abgereist sind.4 
 
Diese Maßnahme stellt eine Freiheitsentziehung im Sinne des Art. 104 Abs. 2 GG 
dar. Die Betroffenen werden an einem eng umgrenzten Raum festgehalten und 
dadurch an der Fortbewegung gehindert.5 
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Es handelt sich bei dem verzögerten Abmarsch der Fan-Blöcke also um eine – 
wenn auch nur kurzfristige - Ingewahrsamnahme.1 
Als Rechtsgrundlage für die Ingewahrsamnahme kommt – wie bereits unter Zf. 
5.2.3. der Arbeit näher erläutert - § 28 PolG-BW in Betracht. Tatbestandvoraus-
setzung ist eine nicht auf andere Weise abwendbare, unmittelbar bevorstehende 
oder bereits eingetretene Störung der öffentlichen Sicherheit oder Ordnung.2 
Da der verzögerte Abmarsch der Fan-Blöcke nur dann praktiziert werden wird, 
wenn die Polizei über erstzunehmende Anhaltspunkte verfügt, wonach mit 
Ausschreitungen zwischen den Fans der beiden Mannschaften zu rechnen ist, wird 
der kurzfristige Gewahrsam stets rechtmäßig sein.3 
Dennoch wird kritisiert, dass die einzelnen, gewaltbereiten Fans unter der Menge 
der friedlichen Anhänger nicht ausreichend als Adressaten einer Verfügung 
herausgelöst werden könnten. Bei einer Sportgroßveranstaltung könne die Polizei 
nicht über ausreichende Erkenntnisse über Einzelpersonen verfügen, wonach 
gerade von diesen die Gefahr der Begehung von Straftaten ausgeht.4 
Dem kann aber entgegengehalten werden, dass die Polizei - insbesondere durch 
Erkenntnisse aus den Aufzeichnungen von Videokameras – sehr wohl in der Lage 
ist, einzelne Gewalttäter aus der Masse friedlicher Zuschauer herauszufiltern.5 
Dies wird durch Vorfeldtätigkeiten der Polizei, wie etwa die Auswertung der 
Datei „Gewalttäter Sport“ oder die Befragung szenekundiger Beamter, die die 
Hooligan-Szene schon lange Zeit beobachten, unterstützt. Ferner kann die Polizei 
durch die Auswertung der Delikte im Zusammenhang mit Fußballspielen zu 
Einzelerkenntnissen gelangen.6  
Eine weitere Möglichkeit stellt der Einsatz verdeckter Ermittler in den Fan-
Blöcken und den Treff- und Sammelpunkten im Stadion dar.7 
Somit kann die Polizei sehr wohl über eine solide Informationsgrundlage 
verfügen, welche die vorübergehende Ingewahrsamnahme, auch gegenüber Nicht-
Störern, als welche die Masse der friedlichen Fans, die von der Maßnahme 
gleichermaßen betroffen sind, zu bezeichnen sind, rechtfertigt. Die von einzelnen 
Gewalttätern ausgehende Gefahr kann nicht auf andere Weise abgewehrt werden.8
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Bedenkt man, dass im Falle einer Hooligan-Ausschreitung stets auch eine 
Vielzahl friedlicher Stadionbesucher verletzt werden – derartige Gewalttaten also 
eine Gefahr für Leib und Leben der Nichtbeteiligten darstellen – ist deren 
vorübergehendes Festhalten im Fan-Block gerechtfertigt.1 
Die Notwendigkeit der Inanspruchnahme der friedlichen Fans als Nicht-Störer 
unterstreichen die folgenden Zahlen: 
In der Bundesliga-Saison 2002/2003 wurden insgesamt 222 Personen durch 
Hooligan-Krawalle verletzt. 93 davon waren friedliche Stadionbesucher. Bei 52 
Verletzten handelte es sich um Polizeibeamte. 145 unbeteiligten Verletzen stehen 
lediglich 77 verletzte Hooligans gegenüber.2 
Aufgrund der Kurzfristigkeit der Gewahrsamnahme ist eine richterliche Ent-




Eine ähnliche Zielrichtung wie die eben untersuchte Maßnahme verfolgt die Ein-
kesselung bzw. Einschließung. Hierzu bilden die Polizisten eine Kette, sodass die 
Menschenmenge getrennt voneinander und zu unterschiedlichen Zeiten unter 
Aufsicht der Beamten aufgelöst werden kann. Auch diese Maßnahme stellt eine 
Ingewahrsamnahme dar.4 
Die Einschließung unterscheidet sich vom verzögerten Abmarsch der Fan-Blöcke 
aber dadurch, dass sie außerhalb des Stadions und unter Einsatz von sehr vielen 
Polizisten durchgeführt wird.5 
Durch die Einkesselung wird die Bewegungsfreiheit der Betroffenen kurzzeitig 
eingeschränkt.  
Als Rechtsgrundlage für die Maßnahme kommt § 28 PolG-BW in Betracht. Die 
Einschließung muss erforderlich sein, um wichtige Rechtsgüter zu schützen. 
Ferner muss der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit, insbesondere das Übermaß-
verbot, berücksichtigt werden.6 
Unproblematisch erscheint unter diesen Gesichtspunkten die Einkesselung einer 
Gruppe von Hooligans, die bereits in gewalttätige Auseinandersetzungen ver-
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wickelt sind oder in allernächster Zeit Gewalttaten verüben werden.1 
Problematischer stellt sich die Einkesselung einer Gruppe, die auch aus 
friedlichen Stadionbesuchern besteht, dar: Die Rechtsprechung fordert bei einer 
Ansammlung, die aus friedlichen und gewaltbereiten Personen besteht, dass 
zunächst den friedlichen Personen die Gelegenheit gegeben werden muss, sich zu 
entfernen. Ein solcher Platzverweis ist auch gegenüber friedlichen Personen 
zulässig, da diese allein durch ihre Anwesenheit die Polizeiarbeit stören und somit 
eine Gefahr darstellen. Bei Nichtbefolgung soll der Platzverweis mittels 
Ingewahrsamnahme vollstreckt werden.2 
Dagegen ist aber einzuwenden, dass eine Gewahrsamnahme durch Einkesselung 
auch der friedlichen Personen nicht als Vollstreckungsmaßnahme geeignet ist, da 
hierdurch der Zweck des Platzverweises – nämlich das Verlassen des 
momentanen Aufenthaltsortes – nicht erreicht wird.1 
 
Der Platzverweis hat gegenüber der Einschließung noch eine weitere Bedeutung: 
Unter Beachtung des Übermaßverbotes ist vor einer Einkesselung zu prüfen, ob 
deren Zweck nicht durch weniger beeinträchtigende Maßnahmen erreicht werden 
kann. Es wäre denkbar, dass die von einzelnen, gewaltbereiten Personen aus-
gehende Gefahr auch durch deren Entwaffnung mittels Beschlagnahme und 
anschließende Verweisung der gesamten Ansammlung vom momentanen 
Aufenthaltsort erreicht werden kann. Der Platzverweis der Menschenmenge stellt 
somit grundsätzlich das mildere Mittel zur Einkesselung dar.3 
 
Unter Berücksichtigung des Zwecks der Einschließung im Zusammenhang mit 
Sportgroßveranstaltungen, welcher – analog zum verzögerten Abmarsch der Fan-
Blöcke innerhalb des Spielorts – das Ziel der Steuerung des Rückwegs der 
Stadionbesucher verfolgt, ist ein Platzverweis hierfür kaum geeignet und kommt 
meines Erachtens als milderes Mittel hier nicht in Betracht. Auch wenn die 
Hooligans vorher entwaffnet werden, besteht bei einem durch einen Platzverweis 
bedingten gleichzeitigen Verlassen des momentanen Aufenthaltsortes aller 
Stadionbesucher die Gefahr von Gewalttaten zwischen den Anhängern der 
unterschiedlichen Fan-Gruppen auf deren gemeinsamen Rückweg. 
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6. Maßnahmen seitens der Veranstalter 
Was kann nun seitens der Veranstalter von Sportgroßveranstaltungen zur 
Verhinderung gewalttätiger Ausschreitungen unternommen werden? Im 
Folgenden werden Maßnahmen geschildert, die von den ausrichtenden Vereinen 
und anderen Verantwortungsträgern ergriffen werden. 
 
6.1. Stadionverbote 
In § 31 der Richtlinien zur Verbesserung der Sicherheit bei Bundesligaspielen 
fordert der Deutsche Fußballbund seine Mitglieder auf, gegenüber Personen, die 
innerhalb oder außerhalb des Stadions in einer, die Sicherheit und Ordnung der 
Veranstaltung gefährdenden oder beeinträchtigenden Weise aufgetreten sind, 
Stadionverbote auszusprechen.1 
In den Richtlinien zur einheitlichen Behandlung von Stadionverboten wird 
vertiefend ausgeführt, dass von den Vereinen der deutschen Profiligen 
Maßnahmen zur Verhinderung von Ausschreitungen und somit zur Gewähr-
leistung eines reibungslosen Spielbetriebs verlangt werden. Hierzu sollen 
Stadionverbote gegen Personen ausgesprochen werden, die in der Vergangenheit 
wegen gewalttätigen Verhaltens aufgefallen sind. 
Gem. § 1 der eben genannten Richtlinie des DFB handelt es sich hierbei um eine, 
auf dem Hausrecht des Veranstalters basierende Untersagung des Betretens der 
Sportanlage bei künftigen Veranstaltungen gegenüber Personen, die durch 
Gewalttaten im Zusammenhang mit Fußballspielen aufgefallen sind. Laut § 1 
Abs. 2 ist es Zweck dieser „Präventivmaßnahme auf zivilrechtlicher Grundlage“, 
ein künftiges gewaltsamen Auftretens des Betroffenen zu verhindern und ihn 
dadurch zu einem friedlichen Auftreten in Zukunft anzuhalten.2 
Es handelt sich also um einen, auf § 1004 Abs. 1 in Verbindung mit 823 Abs. 1 
BGB basierenden Unterlassungsanspruch. Materielle Voraussetzung für das 
Aussprechen eines Stadionverbotes ist ein individuelles Fehlverhalten des 
Betroffenen und die Gefahr der Wiederholung derartiger Verfehlungen in der 
Zukunft. Daher ist es erforderlich, das Stadionverbot zeitlich zu begrenzen.3  
Daher sehen die Richtlinien zur einheitlichen Behandlung von Stadionverboten in 
§ 5 eine Begrenzung des Verbots auf maximal 5 Jahre vor.2 
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In § 4 der Stadionordnungsrichtlinien werden die Adressaten eines Stadionverbots 
näher bestimmt: Hiernach ist ein Verbot auszusprechen gegenüber Personen, die 
im Zusammenhang mit Fußballspiele, insbesondere mit Spielen der Bundes- und 
Regionalligen, des Liga- oder DFB-Pokals oder internationalen Wettbewerben, 
die vom DFB bzw. Ligaverband ausgerichtet werden, durch eine, die Menschen-
würde oder die Sicherheit verletzende Art und Weise aufgefallen sind.1 
Um solche Personen zu bestimmen, kann auf die Beobachtungen von privaten 
Ordnerdiensten, sowie auf polizeiliche Erkenntnisse und solche aus staatsanwalt-
schaftlichen Ermittlungsverfahren zurückgegriffen werden. 
Bei Änderung der für die Beurteilung relevanten Tatsachen ist das Stadionverbot 
aufzuheben.2 
Eine entsprechende Regelung enthält § 6 der DFB-Richtlinien zur einheitlichen 
Behandlung von Stadionverboten. Demnach ist das Stadionverbot aufzuheben, 
wenn das der Beurteilung zugrunde liegende Ermittlungsverfahren eingestellt oder 
der Betroffene freigesprochen wurde.3 
Ausgesprochen wird das Stadionverbot gem. § 2 grundsätzlich vom Eigentümer 
oder Besitzer der Sportanlage, also dem Inhaber des Hausrechts. Sind weder 
ausrichtenden Vereine noch DFB oder Ligaverband Hausrechtsinhaber, sollen die 
Vereine dafür Sorge tragen, dass ihnen das Hausrecht bezüglich der Festsetzung 
vom Stadionverboten schriftlich übertragen wird.4 
Das Aussprechen von Stadionverboten durch die Ordnerdienste kommt nur im 
Falle einer ausdrücklichen Ermächtigung durch den Veranstalter in Betracht. 
Allerdings sind die privaten Ordnerdienste Besitzdiener im Sinne des § 855 BGB 
und können hiernach Personen im Wege der Selbsthilfe nach den §§ 229, 859 
BGB für das laufende Spiel vom Veranstaltungsort verweisen. Will der 
Betroffene der Weisung nicht Folge leisten, ist die Polizei für eventuell 
erforderliche Zwangsmaßnahmen hinzuzuziehen.2 
§ 4 der Richtlinien zur einheitlichen Behandlung von Stadionverboten sieht sogar 
u.a. in Fällen von eingeleiteten Verfahren aufgrund schwerwiegender Vergehen 
die Möglichkeit vor, bundesweite Stadionverbote auszusprechen. 
In einem solchen Fall werden die Betroffenen in die Liste „Bundesweite Stadion-
verbote“ aufgenommen. Ferner erfolgt eine Meldung an den DFB, sowie die 
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Zentrale Informationsstelle für Sporteinsätze beim LKA NRW.  
Ca. 2.400 solcher bundesweiten Stadionverbote waren Ende 2005 wirksam. 
Anlässlich der WM 2006 wurde der DFB von den Sicherheitsbehörden gebeten, 
ausländische Stadionverbote für die Austragungsorte der WM zu übernehmen. 
Hiervon gab es in der Europäischen Union zu dieser Zeit etwa 10.000.1 
 
 
6.2. Personenkontrollen am Eingang 
In § 4 Nr. 2 der Musterstadionordnung des Ligaverbandes e.V. werden die 
privaten Ordnerdienste berechtigt, Personen zu durchsuchen, um so feststellen zu 
können, ob von ihnen aufgrund von Alkohol- oder Drogenkonsum bzw. durch das 
Mitführen gefährlicher Gegenstände eine Gefahr ausgeht. Hierzu dürfen sie auch 
technische Hilfsmittel wie z.B. Detektoren einsetzen.2 
Rechtliche Grundlage für diese Maßnahme ist – neben der Stadionordnung – das 
Hausrecht des Veranstalters. Ohne das Einverständnis der Betroffenen dürfen 
Ordner aber nur Personen durchsuchen, die hierzu einwilligen. Ansonsten kommt 
eine Durchsuchung durch die privaten Sicherdienste nur im Wege der Selbsthilfe 
nach den §§ 229, 859 BGB zur Durchsetzung des Hausrechts des Veranstalters in 
Betracht.3 
Durch diese Maßnahme wird erheblich in das Persönlichkeitsrecht des Be-
troffenen eingegriffen.4 
Ein Einverständnis zur Durchsuchung könnte zwar durch Stadionordnung an die 
Erlaubnis zur Betretung des Spielorts gebunden werden. Eine Person, die sich 
dennoch gegen eine Durchsuchung verweigert, kann aber auch nicht durch eine 
solche Regelung zur Duldung verpflichtet werden. Ihr kann allenfalls verboten 
werden, den Spielort zu betreten.5 
Hierbei muss es sich allerdings um eine auf dem Hausrecht des gastgebenden 
Vereins basierende Stadionordnung handeln. Die oben genannte Ermächtigung 
zur Durchsuchung in der Musterstadionordnung des Ligaverbandes kann daher 
keine Wirkung im Verhältnis zwischen gastgebendem Verein und Stadion-
besucher entfalten.6 
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Die Koppelung des Einlasses an die Bereitschaft, eine Durchsuchung zu dulden, 
durch eine Regelung in der privaten Hausordnung wurde aber vom BGH – aller-
dings im Zusammenhang mit Kaufhäusern, die durch Taschenkontrollen ein 
Instrument zum Vorgehen gegen Ladendiebstahl haben wollten – kritisiert.1 
Gegen eine Übertragung auf Sportgroßveranstaltungen spricht, dass die dort 
durchgeführten Durchsuchungen zum Schutz höherwertiger Rechtsgüter ergriffen 
werden: Taschenkontrollen in Kaufhäusern dienen dem Schutz des Eigentums des 
Inhabers. Die Eingangskontrollen in Stadien dienen dagegen dem Schutz von Leib 
und Leben aller Personen, die sich am Spielort befinden. 
Aus diesem Grund hält eine derartige private Hausordnungsregelung einer 
Inhaltskontrolle nach § 307 BGB stand.2 
Insofern stellt die Eingangskontrolle eine Instrumentarium dar, das sich im 
Einklang mit dem Zivilrecht befindet. Auf jeden Fall kann der Veranstalter 
hiermit erreichen, dass verdächtigen Personen, die sich gegen eine Durchsuchung 
weigern, der Eintritt ins Stadion verwehrt wird. 
 
 
6.3. Weitere Maßnahmen am Beispiel der WM 2006 
Im Jahr 2006 fand, nach 1974 zum zweiten Mal, die Fußball Weltmeisterschaft in 
Deutschland statt. Zur Verbesserung der Sicherheitslage wurden vom 
Organisationskomitee eine Vielzahl von Maßnahmen ergriffen. 
So wurde auch ein, in dieser Form bislang nicht bekanntes, Verfahren zur 
Überprüfung der Zuverlässigkeit von Spieler, Betreuern, Journalisten und anderen 
Beteiligten – die sog. Akkreditierung – durchgeführt. Hierzu wurde vom BKA 
eine Empfehlung eingeholt, in die auch ein empfehlendes Votum des Verfas-
sungsschutzes einfloss. Die letztendliche Entscheidung über die Erteilung der 
Akkreditierung lag beim Organisationskomitee zur WM 2006. 
Da es sich hierbei um eine Verarbeitung personenbezogener Daten handelt, 
enthielt das Antragsformular zur Akkreditierung einen Passus über die 
Einwilligung zu einer Überprüfung, auch durch den Verfassungsschutz. Durch 
diese Einwilligung ist die Datenverarbeitung gem. § 4 Abs. 1 BDSG rechtmäßig.3 
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Auch beim Eintrittskartenverkauf wurde vom OK WM 2006 eine bislang 
unbekanntes Verfahren eingeführt: In einem Internetportal konnte man, unter 
Angabe der Personalien, sein Interesse an einem WM-Ticket bekunden. 
Anschließend wurden die Eintrittskarten in einem Losverfahren verteilt. Zuvor 
wurden die Namen der Bewerber mit der Liste „Bundesweite Stadionverbote“ des 
DFB abgeglichen. Damit sollte verhindert werden, dass Personen, gegenüber 
denen ein Stadionverbote ausgesprochen wurde, in den Besitz von WM-Eintritts-
karten gelangen konnte. Daher konnten die im Losverfahren zugeteilten Tickets 
auch nur über das Internetportal des OK WM 2006 zurückgegeben oder an eine 
andere Person übertragen werden. 
In die WM-Tickets wurde auch ein elektronischer Chip eingebaut. Die Daten der 
Inhaber der Eintrittskarten wiederum sind in einem Kontrollsystem, welches sich 
jeweils an den Spielorten befindet, eingespeichert: Mittels Drehkreuzen und 
Signalanlagen wird erreicht, dass Personen, gegen die ein Stadionverbot verhängt 
wurde, der Zugang verwehrt wird und die Fans den Blockzwang einhalten.  
Hierdurch wird aber nur überprüft, ob die WM-Tickets von einer unverdächtigen 
Person über das offizielle Internetportal erworben wurden. Ob momentaner 
Besitzer und Erwerber der Eintrittskarte übereinstimmen, müsste zusätzlich durch 
die Vorlage eines Ausweisdokuments des Stadionbesuchers überprüft werden.1 
 
Anlässlich der WM 2006 wurden auch etwa 15.000 Mitarbeiter privater Ordner-
dienste besonders geschult. Neben dem stichprobenartigen Kontrollieren der Fans 
auf das Mitführen gefährlicher Gegenstände ist es ihre Aufgabe, Stadionbesucher, 
die durch ihr Erscheinungsbild eindeutig einer Mannschaft zugeordnet werden 
können, vom Fan-Block des gegnerischen Teams zu trennen und hierzu erforder-
lichenfalls umzuleiten. Zudem sollen sie dafür Sorge tragen, dass kein Zuschauer 
auf das Spielfeld gelangt, die Polizei nötigenfalls informiert wird und auch 
ansonsten die Sicherheitsvorkehrungen am Veranstaltungsort eingehalten werden. 
 
Die Sicherheit in den WM-Stadion wurde ferner durch bauliche Maßnahmen, 
Fangnetze hinter den Toren und eine flächendeckende Videoüberwachung 
gewährleistet.2        
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Für Spiele zwischen Mannschaften, deren Anhänger dafür berüchtigt sind, nach 
übermäßigem Alkoholkonsum gewalttätige Auseinandersetzungen zu suchen, 
wurde der Alkoholausschank während dieser Spiele mit Auflagen versehen oder 
ganz verboten.1 
 
Unter anderem mit diesen Maßnahmen kann der Veranstalter dazu beitragen, 
sicherheitsbeeinträchtigende Zwischenfälle am Rande von Sportgroß-
veranstaltungen zu reduzieren oder – im Idealfall – ganz zu verhindern. 
Im Rahmen des Kooperationsmodell, welches auch auf Sportgroßveranstaltungen 
übertragbar ist (s. Zf. 4.2.1.), werden derartige Bemühungen der ausrichtenden 
Vereine bzw. Sportverbände dahingehend gewürdigt, dass die polizeiliche 
Eingriffsschwelle erhöht wird (Zf. 4.2.2.). Die Polizei wird weniger Beamte 
außerhalb der Sportanlage bereitstellen müssen oder kann sogar ganz auf Maß-
nahmen verzichten, die sich zwangsläufig auch gegen friedliche Stadionbesucher 
richten. Der gastgebende Verein sollte auch insofern ausreichende Mittel in 
Sicherheitsmaßnahmen investieren um so zu verhindern, dass die wahren Fans, 
die sich nicht an gewalttätigen Handlungen beteiligen, nicht durch gegen gewalt-




7. Fazit, Ausblick 
Auch für das nun folgende Fazit lässt sich sagen, dass eine Zusammenarbeit 
zwischen Veranstalter und Polizei im Vorfeld einer Sportgroßveranstaltung der 
Schlüssel zum Erfolg ist. 
Für Gefahren, die von gewalttätigen Minderheiten ausgehen, kann der 
Veranstalter nicht pauschal als Störer verantwortlich gemacht werden. Ist im Vor-
feld eines Fußballspiels aber mit Ausschreitungen durch rivalisierende Fans zu 
rechnen und werden vom Veranstalter keinerlei Sicherheitsvorkehrungen 
getroffen, sowie jegliche Zusammenarbeit mit den Ordnungsbehörden verweigert, 
kann er durchaus als Zweckveranlasser polizeirechtlich in Verantwortung 
genommen werden (s. Zf. 4.1.1. der Arbeit).  
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Der gastgebende Verein kann aber auch als Nicht-Störer Adressat einer Polizei-
verfügung, nämlich einer Spielabsage, werden. Dass diese ultima ratio in der 
polizeilichen Praxis noch nicht eingesetzt wurde, liegt an einer in aller Regel 
erfolgreichen Zusammenarbeit zwischen Veranstalter und Ordnungsbehörde, 
welche eine Identifizierung einzelner Gewalttäter im Vorfeld des 
Sportgroßereignisses ermöglicht. (s. Zf. 5.1.1.) Auch hier zeigt sich die Bedeutung 
des Kooperationsprinzips für die Lösung des Problems mit gewaltbereiten 
Fußballfans. 
Unabhängig von der Zusammenarbeit zwischen Polizei und Veranstalter im 
Vorfeld haben Letztgenannter, sowie der friedliche Stadionbesucher, einen 
Anspruch auf polizeiliche Maßnahmen zur Gefahrenabwehr, also z.B. im Falle 
von Hooligan-Ausschreitungen, in die auch unbeteiligte Fans verwickelt werden 
und die Stadioneinrichtung zerstört wird. (s. Zf. 3.1.) Grundsätzlich besteht auch 
ein Anspruch auf polizeiliche Präventivmaßnahmen. Hierzu ist allerdings zu 
beachten, dass die Polizei bei der Auswahl der geeigneten Maßnahmen einen 
erheblichen Ermessensspielraum genießt, auf welchen der Veranstalter nicht ohne 
Weiteres Einfluss nehmen kann. (s. Zf. 3.2.) 
Eine solche Maßnahme, die im Vorfeld einer Sportgroßveranstaltung ergriffen 
wird, ist eine, von den Passbehörden verfügte Beschränkung der Gültigkeit des 
Reisepasses bzw. Personalausweises. Vor der EM 2000 sah sich die Politik 
aufgrund der Verwicklung deutscher Hooligans in Ausschreitungen während der 
WM 1998 in Frankreich gezwungen, das Passgesetz zu verschärfen und die Pass-
behörden zum Erlass von Pass- und Personalausweisbeschränkung gegenüber 
gewaltbereiten Fußballfans aufzufordern. (s. Zf. 5.1.2.) 
Weitere, mögliche polizeiliche Vorfeldmaßnahmen sind u.a. die Meldeauflage 
und das Gefährderanschreiben bzw. die Gefährderansprache. In der Literatur wird 
bei diesen Maßnahmen die Anwendbarkeit der Generalklausel kritisiert und daher 
die Einführung einer eigenständigen Rechtsgrundlage gefordert. 
Angesichts der Tatsache, dass die Meldeauflage, die in der Praxis zusammen mit 
einer Passbeschränkung erlassen wird, erforderlich ist, eine Ausreise gewalt-
bereiter Fans während eines Sportgroßereignisses im Ausland zu verhindern und 
die Gefährderansprache bzw. –anschreiben den geringsten Grundrechtseingriff
57 
 
aller untersuchten Vorfeldmaßnahmen darstellt, sollte deren Anwendbarkeit in der 
Praxis nicht am Fehlen einer spezialgesetzlichen Regelung scheitern. (s. Zf. 5.1.3. 
u. 5.1.4.) 
Auf der Anreise zum Spielort treffen die Fans häufig auf Kontrollstellen der 
Polizei. Diese werden insbesondere zum Auffinden gefährlicher Gegenstände bei 
den Fans errichtet. Hier bereitet die Beschlagnahme von Fanutensilien, wie z.B. 
Pressluftfanfahren und Fahnenstangen, die in der Vergangenheit bereits von 
gewaltbereiten Stadionzuschauern zur Begehung von Gewalttaten genutzt wurden, 
Probleme. (s. Zf. 5.2.1.) 
Werden solche Gegenstände bei einem Fan gefunden, der bereits als gewaltbereit 
bekannt ist, sollte er auch entwaffnet nicht das Stadion betreten, da nach wie vor 
eine Gefahr von ihm ausgeht. Er kann daher für die Dauer des Spiels in 
Gewahrsam genommen werden. Aufgrund der kurzen Dauer der Freiheitsent-
ziehung, kann auf das Einholen einer richterlichen Entscheidung verzichtet 
werden. (s. Zf. 5.2.3.) 
Die Polizei hat auch die Möglichkeit, Hooligans durch Platzverweis am Betreten 
des Spielortes zu hindern. Hier gestaltet sich die Umsetzung besonders schwierig. 
Wie soll mit Personen umgegangen werden, die sich nicht an den Platzverweis 
halten? Eine Verbringung zur Dienststelle kommt als Vollstreckungsmaßnahme in 
Frage. Die Umsetzung an einen weiter entfernten Ort dagegen ist eine eigen-
ständige Maßnahme, für die auf die Generalklausel zurückgegriffen werden muss. 
(s. Zf. 5.2.2.) 
Während des Spiels ist es Aufgabe des gastgebenden Vereins bzw. 
Sportverbandes, im Rahmen seines Hausrechtes dafür zu sorgen, dass es nicht zu 
Hooligan-Krawallen kommt. So werden u.a. bekannte Gewalttäter mit einem 
Stadionverbot belegt (s. Zf. 6.1.) und stichprobenartig Personen innerhalb des 
Stadions von privaten Sicherdiensten auf das Mitführen verbotener Gegenstände 
durchsucht. (s. Zf. 6.2.) Zur Absicherung der WM 2006 in Deutschland wurden 
eine Vielzahl weiterer, zum Teil ganz neuer, Maßnahmen durchgeführt, um dem 
Motto „Zu Gast bei Freunden“ gerecht zu werden. (s. Zf. 6.3.) 
Nach dem Abpfiff werden die Fans sinnbildlich wieder in die Obhut der Polizei 
übergeben: Durch den verzögerten Abmarsch der Fan-Blöcke (s. Zf. 5.3.1.) und
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die Begleitung zum Abfahrtsort in Form der sog. Einkesselung (s. Zf. 5.3.2.), soll 
der Abmarsch der Stadionbesucher gesteuert und dadurch das Aufeinandertreffen 
von Fans gegnerischer Mannschaften verhindert werden. Durch diese Maßnahmen 
werden vor allem friedliche Fans in Anspruch genommen. Diese Nicht-Störer-
Inanspruchnahme ist allerdings angesichts des Umstandes erforderlich, dass die 
Maßnahme der Verhinderung von Gewalttaten dient, die aufgrund der räumlichen 
Nähe bei Verlassen des Stadions unmittelbar auch auf unbeteiligte übergreifen 




Dieses Jahr findet in Österreich und der Schweiz die Fußball-Europameisterschaft 
statt. Der Verkauf der Eintrittskarten hat am 15.01.2008 begonnen. Da -wie auch 
bei der WM 2006- die Nachfrage das Angebot bei Weitem übertreffen wird, 
werden die Tickets wieder in einem komplizierten Verfahren unter den 
potentiellen Käufern verlost. Interessiert können bis zu vier Tickets auf ihren 
Namen erwerben.1 
Aufgrund der Ausschreitungen zwischen deutschen und polnischen Fans am 
Rande des WM-Vorrundenspiels 2006 zwischen Deutschland und Polen, wird 
insbesondere während des Gruppenspiel der Gruppe B bei der EM 2008, in dem 
es wieder zu einem Aufeinandertreffen zwischen beiden Mannschaften kommen 
wird, mit Hooligan-Krawallen gerechnet werden müssen.2 
Daher sind die in dieser Arbeit untersuchten polizeilichen Vorfeldmaßnahmen 
auch anlässlich der bevorstehenden EM erforderlich, um gezielt gegen bekannte 
Hooligans vorgehen zu können. So wird diesen Personen u.a. durch 
Passbeschränkungen und Meldeauflagen die Ausreise in die Nachbarländer 
untersagt werden. 
Um eine etwaige verbotene Ausreise gewaltbereiter Fans feststellen und 
unterbinden zu können, wird Österreich für die Dauer des Turniers wieder 
Grenzkontrollen einrichten. Dieses Vorgehen hat sich bereits bei der EM 2000 in 
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Zudem ist bekannt, dass 700 deutsche Polizisten die Beamten vor Ort bei der 
Absicherung des Turniers unterstützten werden.1 Insofern kommt auch eine 
Beteiligung deutscher Polizeibeamter an den, ebenfalls im Rahmen dieser Arbeit 
untersuchten, Maßnahmen der Polizei zur Regelung der An- und Abreise der 
Stadionbesucher in Betracht. 
 
Auch innerhalb Deutschlands werden gewaltbereite Fußballfans dieses Jahr 
wieder die Politik beschäftigen: Auf Initiative der sächsischen Landesregierung 
soll § 125 StGB, der den Landfriedensbruch beinhaltet, geändert werden. Dadurch 
sollen auch Unterstützer von Gewalttaten, die sich trotz dreimaliger Aufforderung 
zum Verlassen des Ortes dieser Weisung widersetzen, strafrechtlich belangt 
werden können. 
Hierdurch soll die Polizei ermächtigt werden, Menschenmengen schneller 
aufzulösen und die Beteiligten vorübergehend in Gewahrsam zu nehmen. Hiermit 
soll dem Problem mit den sog. „Krawall-Touristen“ begegnet werden. Diese 
werden von Hooligans oftmals als menschlicher Schutzwall gegen Polizeikräfte 
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